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1 Vorbemerkungen

Der sich zurzeit beschleunigende Prozess der Digitalisierung und Vernetzung von Wirtschaft
und Gesellschaft pragt die Innovations- und Wettbewerbsfahigkeit des Standortes Deutsch-
land ebenso wie den Austausch und die Teilhabemoglichkeiten der Burgerinnen und Burger.
Grundlage fur diesen tiefgreifenden Wandel ist eine flachendeckende Versorgung mit zu-
kunftsfahigen hochleistungsfahigen Telekommunikationsinfrastrukturen. Vor diesem Hinter-
grund wird sowohl vom BMWi in seiner Digitalen Strategie 2025 als auch vom BMVI in den
kirzlich verabschiedeten Eckpunkten Zukunftsoffensive Gigabit-Deutschland bis 2025 der
Aufbau eines Gigabit-Glasfasernetzes bzw. einer gigabitfahigen konvergenten Infrastruktur
postuliert.

Zur Realisierung dieses Ziels wird eine investitions- und innovationsfreundliche Ausgestal-
tung der Regulierung gefordert, durch die Unternehmen Anreize gewahrt werden sollen, In-
vestitionsrisiken einzugehen. Die Bundesnetzagentur teilt die Auffassung, dass es hierzu
erforderlich ist, alternative Ausgestaltungsansatze der Zugangs- und Entgeltregulierung zu
entwickeln und diese in einem ergebnisoffenen Verfahren rechtzeitig mit den Marktteilneh-
mern und interessierten Kreisen zu diskutieren.

Die Bundesnetzagentur wird sich auch eingehend mit der Frage von Kooperationsmodellen
sowie mit der grundsatzlichen Frage befassen, ob Zugangsdienste, die Uber eine neu aufge-
baute Technologie, wie reine Glasfaseranschliisse, bereitgestellt werden, tUberhaupt Gegen-
stand von Regulierung sein missen oder nicht. Das hierfir gesetzlich vorgesehene Markt-
analyseverfahren wird bereits vorbereitet und zligig vorangetrieben; dabei wird insbesondere
auch die Frage nach einer differenzierten regionalen Betrachtung eine Rolle spielen. Die
Fragebdgen zur Erhebung aller relevanten Daten werden den Marktteilnehmern in Kirze
zugesandt. Allerdings beansprucht das fir das gesamte Verfahren europarechtlich vorgege-
bene aufwendige Prozedere relativ viel Zeit. Auch deshalb soll mit der Einleitung der hier
vorliegenden o6ffentlichen Anhérung die Mdglichkeit geschaffen werden, zeitnah fir Rahmen-
bedingungen zu sorgen, die den Glasfasernetzausbau beschleunigen.

Die Tatsache, dass sich das Konsultationsdokument mit verschiedenen Optionen des ,Wie*
einer moglichen kuinftigen Regulierung bei FttH/B beschaftigt, ist insofern ausdricklich nicht
als Prajudiz fir die Frage des ,,Ob“ einer sektorspezifischen Regulierung auf den hier in Re-
de stehenden Markten zu verstehen. Um ein mdglichst hohes Mal an Transparenz und Vor-
hersehbarkeit der weiterzuentwickelnden regulatorischen MalRnahmen zu gewahrleisten,
erscheint es bereits zum jetzigen Zeitpunkt zweckmafig, sich ohne etwaige Vorfestlegungen
Uber verschiedene denkbare Ausgestaltungsansatze mit dem Markt auszutauschen. Dabei
wird bewusst ein breites Spektrum an Optionen adressiert; dieses reicht von einer strikten
Kostenorientierung bis hin zu einer Reduzierung der Vorgaben auf eine blof3e Transparenz-
verpflichtung. Letzteres ware ggf. in unterschiedlichen Ausgestaltungsformen denkbar; so
ware in diesem Sinne beispielsweise auch die Mdglichkeit einer temporaren Rickflihrung der
Regulierung zu diskutieren.

Es liegt im berechtigten Interesse aller Betroffenen, ein mdglichst hohes Maf} an Planungssi-
cherheit durch eine transparent kommunizierte und antizipierbare Regulierungspraxis zu er-
halten. Gleichzeitig ist jedoch zu konzedieren, dass die wachsende Komplexitat der marktli-



chen und technologischen Entwicklungen eine starkere Flexibilisierung der Regulierung na-
helegt, woraus ein Spannungsfeld zwischen Vorhersehbarkeit einerseits und Passgenauig-
keit der MalRnahmen andererseits resultiert. Dieser Konflikt wird sich angesichts der durch
die Vielfalt der Marktbedingungen erforderlichen Differenziertheit der regulatorischen Vorga-
ben, die stets auf das erforderliche Mal} zu beschranken sind, nicht ganzlich auflésen lassen.
Mit diesem Konsultationsentwurf ist gleichwohl beabsichtigt, zum einen ein gemeinsames
Verstandnis der vor uns liegenden Herausforderungen herzustellen und zum anderen den
Weg flr konsistente, zielflihrende und verlassliche Leitlinien im Hinblick auf die regulatori-
sche Behandlung neu entstehender Glasfasernetze zu ebnen.

Expertenschatzungen zufolge wirde ein flachendeckender Glasfasernetzausbau einen ho-
hen zweistelligen Milliardenbetrag erfordern. Gleichzeitig sind die mit den entsprechenden
Investitionen insbesondere in dinner besiedelten, kostenintensiveren Regionen verbunde-
nen Risiken ganz offenbar relativ grol3. Wahrend der Markt vor zwanzig Jahren, d. h. kurz
vor der vollstandigen Marktoéffnung, im Kern — zumindest fur das ehemalige Monopolunter-
nehmen — durch eine gesicherte Nachfrage, eine gleichmaRige Amortisation der getatigten
Infrastrukturinvestitionen und insofern vergleichsweise geringe Unwagbarkeiten gekenn-
zeichnet war, ist dies fur den nun vorgesehenen Ausbau gigabitfahiger Netze hinsichtlich
aller drei Faktoren derzeit so nicht mehr gegeben. Mit Blick auf eine vollstandige Migration
der bestehenden Netze auf eine héherwertige Infrastruktur kann sich diese Problematik je-
doch langfristig wieder relativieren bzw. im Zeitablauf zugunsten der investierenden Unter-
nehmen verandern.

Hinsichtlich der Rolle der Regulierung ist zu betonen, dass sie die Profitabilitat von Investiti-
onen, wenn kein entsprechender Business Case vorliegt, nicht herbeifiihren kann. Dennoch
erscheint es von zentraler Bedeutung, das Regulierungsinstrumentarium derart einzusetzen,
dass effiziente Investitionsvorhaben jedenfalls nicht beeintrachtigt und insoweit die Potenzia-
le privatwirtschaftlicher Investitionen bestmaoglich ausschépft werden, ohne dabei die Wahl-
mdglichkeiten der Kunden zu beschneiden. Dabei gilt es, das Kalkil von Netzbetreibern und
Investoren durch Regulierung nicht zu verzerren und sie hinsichtlich der Rentabilitat der neu
zu errichtenden Netze nicht schlechter zu stellen als in einem Szenario ohne Regulierung.
Um in diesem Sinne den marktgetriebenen Netzausbau regulatorisch zu beglnstigen und
den Bedarf an offentlichen Férdermitteln auf ein Mindestmal® zu begrenzen, wird es nicht
zuletzt darauf ankommen, die sukzessive wachsende Zahlungsbereitschaft der Nutzer flexi-
bel adressieren und damit auch eine schnellere Marktdurchdringung erleichtern zu kdnnen.
Denn wenn das Preisniveau und mithin die Mdglichkeiten zur Amortisation der Netzausbau-
kosten durch eine zu starre Regulierung unsachgemaf beschrankt wirden, ware dies mit
negativen Effekten auf die Attraktivitdt sowohl volkswirtschaftlich als auch betriebswirtschaft-
lich prinzipiell lohnender zukunftssicherer Infrastrukturinvestitionen verbunden.

Eine weitere wichtige Determinante der Profitabilitdt von Glasfaserausbauprojekten ist - ne-
ben der Zahlungsbereitschaft der Kunden — der realisierte Auslastungsgrad des Netzes. Ko-
operationsmodelle mit freiwilliger, diskriminierungsfreier Zugangsgewahrung koénnen die
Netzauslastung erhéhen und somit ebenfalls einen Beitrag zum Netzausbau leisten. Das
Beispiel Frankreich, in dem derartige Modelle bereits im Markt implementiert sind, zeigt al-
lerdings auch, dass in diesem Zusammenhang sehr prazise und langfristig angelegte Rege-



lungen erforderlich sind, um einen entsprechenden Rahmen flr erfolgreiche Kooperationen
zu schaffen.

Der Telekommunikationssektor zeichnet sich durch ein besonders komplexes und dynami-
sches Marktumfeld aus. Die sich stetig verandernden Marktbedingungen erfordern daher
auch immer wieder Anpassungen der Regulierungskonzepte und des Regulierungsinstru-
mentariums. Ein Grundsatz ist dabei stets, den Regulierungsumfang auf das erforderliche
Mal zu beschranken. So wurden in den letzten Jahren Markte aus der Regulierung entlas-
sen, die Regulierungsintensitat durch eine Umstellung von einer Ex-ante- hin zu einer Ex-
post-Entgeltkontrolle verringert sowie regionalisierte Betrachtungen angestellt. Diesen flexib-
len, sich an den Erfordernissen des Marktes ausrichtenden Einsatz des Regulierungsinstru-
mentariums gilt es im Ubergang zu den hochleistungsfahigen Glasfaser-Infrastrukturen zu
wahren. Verschiedene, durch den Rechtsrahmen bereitgestellte grundsatzliche Regulie-
rungsansatze werden dabei im Rahmen jeder Abwagungsentscheidung geprift und werden
auch in Zukunft u. a. mit Blick auf die mdglichen Infrastrukturwirkungen zu evaluieren sein.

Unter Berlcksichtigung der — nicht zuletzt auch regulatorisch induzierten — dynamischen
Wettbewerbsentwicklungen erscheint es sachgerecht, grundlegende Fragen der Regulierung
neu zu stellen und in einem ergebnisoffenen Prozess unter Einbeziehung aller Betroffenen
ohne etwaige Vorfestlegungen zu diskutieren. Ziel dieses Konsultationsprozesses ist es, eine
Konzeption zu etablieren, die im Interesse aller Marktakteure mdglichst schnell und mdg-
lichst flachendeckend hochleistungsfahige Netze im Wettbewerb entstehen lasst. Dabei
spricht einiges dafir, dass es auch bei neuen Netzengpassen angezeigt sein kann, diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu gewahren, um dem Verbraucher weiterhin Auswahlméglichkeiten
zu sichern.

Vor diesem Hintergrund sté3t diese Konsultation eine Diskussion dariiber an, auf welche
Weise die Regulierung dazu beitragen kann, den beim FttH/B'-Ausbau — auch gegeniiber
einem FttC-Ausbau — deutlich erhdhten Investitionskosten und Unsicherheiten durch die
Gewahrung groRerer Freiheitsgrade bei gleichzeitiger Sicherung der erreichten Wettbe-
werbsintensitat angemessen Rechnung zu tragen. Konkret bedeutet dies, dass nachfolgend
zunachst die Anforderungen an die kinftige Vorleistungsregulierung skizziert werden (Kapi-
tel 2); sodann werden einige denkbare konzeptionelle Ansatze in groben Zligen dargestellt
(Kapitel 3), bevor diese anschliefend auf ihre Wirkungsweise sowie daraus resultierende
madgliche Argumente flr oder gegen ihre Anwendung untersucht werden (Kapitel 4). Schliel3-
lich werden die den verschiedenen konzeptionellen Alternativen zugrunde liegenden Pramis-
sen und Fragen der Kompatibilitdt mit dem geltenden Rechtsrahmen erdrtert (Kapitel 5). Das
Konsultationsdokument endet mit einigen Schlussbemerkungen (Kapitel 6).

Den einzelnen Kapiteln schlieen sich jeweils Fragen an, mit deren Hilfe die Bundesnetza-
gentur sich eine umfassende Rickmeldung insbesondere der betroffenen Marktakteure er-
hofft. Ziel ist es, aus den eingehenden Stellungnahmen Schlussfolgerungen zu ziehen und
auf dieser Grundlage Hinweise zu einer sachgerechten kiinftigen Entgeltregulierung bei

' FttB bezeichnet Glasfaseranschlussleitungen, die bis zum Geb&dude reichen; bei diesen Anschliissen kann die
Verkabelung im Gebaude beispielsweise durch Kupferleitungen realisiert sein. Bei FttH-Anschlissen reicht die
Glasfaserleitung bis in die (Wohn-)Raume des Teilnehmers. FttC-Anschliisse basieren dagegen zu weiteren
Teilen auf Kupferleitungen. Typischerweise reicht die Glasfaserleitung bis zum Kabelverzweiger; ab dann werden
diese Anschlisse auf Kupferbasis i.d.R. in Verbindung mit VDSL und Vectoring genutzt.



FttH/B-basierten Vorleistungsprodukten ableiten zu kdénnen. Diese sollen u. a. Kriterien und
Anwendungsvoraussetzungen sowie allgemeine Ausgestaltungsmerkmale spezifizieren, die
dann in Beschlusskammerverfahren zugrunde zu legen und ggf. zu prazisieren sein werden.
Insoweit kdnnen diese hier avisierten abstrakten Leitlinien flr die Entgeltkontrolle von Glas-
faseranschlissen auf der Zugangsebene zwar keine Einzelfallprifungen vorwegnehmen.
Denn Entscheidungen Uber die zur Anwendung kommenden Regulierungsmaflinahmen sind
nie generell-abstrakt, sondern stets im Lichte der im konkreten Fall vorzunehmenden Einzel-
abwagungen zu treffen. Wohl aber kann die Erlduterung der grundlegenden Konzeption dazu
beitragen, mittel- und langerfristig fur ausreichende Klarheit hinsichtlich der regulatorischen
Rahmenbedingungen zu sorgen und dadurch das Investitionsklima deutlich zu verbessern.

Abschlielend ist darauf hinzuweisen, dass die hier geflihrte Diskussion nicht losgeldst von
den Vorschlagen der EU-Kommission zur Uberarbeitung des européischen Rechtrahmens
fur elektronische Kommunikation gesehen werden kann. Allerdings weisen die nachfolgend
dargestellten Uberlegungen ohnehin Parallelen zu den im Recast angelegten und bereits in
der Nichtdiskriminierungs- und Kostenrechnungsmethoden-Empfehlung verankerten Mecha-
nismen auf, weshalb sich in dieser Hinsicht keine grundlegenden Konflikte ergeben dirften.
Ungeachtet dessen sollten die im Rahmen dieser Anhérung gewonnenen Erkenntnisse —
soweit erforderlich — auch Berlcksichtigung bei der Gestaltung des kunftigen nationalen
Rechtsrahmens finden, wenngleich dieser bereits heute umfangreiche Spielrdume fir die
Ausgestaltung geeigneter regulatorischer Malnahmen bietet.

Hinsichtlich des weiteren Vorgehens ist beabsichtigt, zunachst die erbetenen Kommentare
abzuwarten, um dann ein zielfUhrendes Prozedere zu prazisieren. Prinzipiell ist aber vorge-
sehen, den hiermit begonnenen Dialog Uber die regulatorische Behandlung der neu entste-
henden Glasfaseranschlussnetze fortzufiihren. Dazu erscheinen weitere schriftliche Konsul-
tationen zu ausgewahlten Aspekten der Zugangs- und Entgeltregulierung zweckmaRig, bei-
spielsweise zur konkreten methodischen Ausgestaltung des wirtschaftlichen Replizierbar-
keitstests, die im Rahmen dieser Konsultation mit ersten Erwagungen und Fragestellungen
angesprochen wird. Auf diese Weise sollen die Transparenz und die Vorhersehbarkeit des
Regulierungshandelns geférdert und aktiv Impulse zu einer sinnvollen Weiterentwicklung und
Flexibilisierung der Regulierungsansatze gegeben werden, um die Zielsetzungen des Aus-
baus gigabitfahiger Netze und chancengleichen Wettbewerbs zum Vorteil der Nutzer best-
mdglich zu realisieren.



2 Anforderungen an die Vorleistungsregulierung

Wird ein Telekommunikationsmarkt aufgrund einer festgestellten marktbeherrschenden Stel-
lung, welche insbesondere mit negativen Auswirkungen fir die Endkunden verbunden sein
kann, als regulierungsbedurftig eingeschatzt, kann die Bundesnetzagentur ein geeignetes
und angemessenes Regulierungsinstrument wahlen, um das Problem im Markt zu adressie-
ren. Zentrale Instrumente der Vorleistungsregulierung bilden dabei die Verpflichtung zur Zu-
gangsgewahrung und die Regulierung der fir den Zugang zu leistenden Entgelte.

Nachfolgend soll dargelegt werden, welchen Anforderungen bzw. Zielen die Vorleistungsre-
gulierung zu genigen hat und welche besonderen Herausforderungen sich dahingehend mit
Blick auf die Regulierung rein glasfaserbasierter Vorleistungsprodukte ergeben.

2.1 Ziele der Telekommunikationsregulierung

Die Bundesnetzagentur nimmt bei der Entscheidung Gber Zugangs- und Entgeltverpflichtun-
gen stets deren Auswirkungen auf die Regulierungsziele in den Blick. Zu diesen Zielsetzun-
gen, die in § 2 TKG verankert sind, zahlen insbesondere die Sicherstellung chancengleichen
Wettbewerbs, die Beschleunigung des Ausbaus hochleistungsfahiger Telekommunikations-
netze und die Wahrung der Verbraucherinteressen. Die Regulierungsziele sind grundsatzlich
als gleichrangig anzusehen, sodass bei regulatorischen Entscheidungen keinem der Ziele
ein Vorrang einzurdumen ist. Darlber hinaus sind die Zielsetzungen nicht losgelést von-
einander zu betrachten, sondern stehen in einem interdependenten Verhaltnis zueinander.
So wird etwa davon ausgegangen, dass von einer wettbewerblichen Marktstruktur entschei-
dende Impulse fir Infrastrukturinvestitionen ausgesendet werden, sodass von MalRnahmen,
die einen Beitrag zur Sicherstellung chancengleichen Wettbewerbs leisten, auch eine positi-
ve Wirkung auf die Investitionstatigkeit der Unternehmen zu erwarten ist.?

Zur bestmaoglichen Erreichung dieser Zielsetzungen steht der Bundesnetzagentur ein diffe-
renziertes Spektrum an zugangs- und entgeltregulatorischen Instrumenten zur Verfligung.
Die beziglich des Einsatzes bestehende Flexibilitat eroffnet die Moglichkeit, in Abhangigkeit
von den konkreten Marktverhaltnissen Uber die jeweils sachgerechten Regulierungsverpflich-
tungen zu entscheiden. Dabei gilt stets, dass die Regulierung nach dem VerhaltnismaRig-
keitsgrundsatz hinsichtlich der Eingriffsintensitat der angewendeten Instrumente auf das er-
forderliche Mal3 zu begrenzen ist.

2.2 Herausforderungen fiir die Vorleistungsregulierung im Hinblick auf den
Glasfaseranschlussnetzausbau

Besondere Herausforderungen bestehen beim aktuellen Ubergang zu einer hochleistungsfa-
higen Infrastruktur darin, in einem Umfeld, das von einer Vielfalt von Markt- und Wettbe-
werbsentwicklungen gepragt ist, unverzerrte Anreize flr den Infrastrukturausbau zu setzen.

2 BEREC report “Challenges and drivers of NGA rollout and infrastructure competition”, BoR (16) 171, S. 31 ff.
veroffentlicht am 6. Oktober 2016, verfiigbar unter:
http://berec.europa.eu/eng/document_register/subject_matter/berec/reports/6488-berec-report-challenges-and-
drivers-of-nga-rollout-and-infrastructure-competition.



Dabei spricht einiges daflir, dass vor dem Hintergrund der zu erwartenden kiinftigen Eng-
passeigenschaft der aufzubauenden hochleistungsfahigen Glasfaseranschlussnetze eine
Regulierung durch Festlegung geeigneter Zugangsprodukte und -entgelte angezeigt sein
kann, um dem Verbraucher weiterhin Auswahlmaoglichkeiten zu sichern..

2.2.1 Als-ob-Wettbewerbspreise und Anreize fiir effiziente Investitionen

Bei der Ausgestaltung entgeltregulatorischer MalRnahmen orientiert sich das anzustrebende
Preisniveau fur die Hohe der Vorleistungsentgelte grundsatzlich an dem Preis, der sich in
einem wettbewerblichen Markt einstellen wirde. Dieses Preisniveau wird als geeignet erach-
tet, chancengleichen, nachhaltigen und unverzerrten Wettbewerb sicherzustellen. Entgelte,
die den Als-ob-Wettbewerbspreis unterschreiten, kénnten etwa dazu fihren, dass Investiti-
onsrisiken nicht angemessen berucksichtigt wirden. Dies wiederum konnte die Investitions-
anreize fur potentiell ausbauende Unternehmen beeintrachtigen. Wirden sich hingegen Ent-
gelte einstellen, die den Wettbewerbspreis erheblich Uberschreiten, bestliinde die Gefahr,
dass Markteintritte aufgrund der hohen Marktzutrittsschranken im Telekommunikationsmarkt
verhindert wirden. Davon waren auch die nachgelagerten Endkundenmarkte negativ betrof-
fen, auf denen die alternativen Anbieter aufgrund der hohen Preise flr Zugangsleistungen
ihre Produkte nicht mehr zu wettbewerbskonformen Preisen anbieten kdnnten. Des Weiteren
ware ein erhohtes Risiko zu erwarten, dass dem Infrastrukturbetreiber ein wettbewerbsver-
zerrendes Quersubventionierungspotential eingerdumt wurde. Ein vertikal integriertes Unter-
nehmen koénnte in diesem Fall die auf der Vorleistungsebene zusatzlich generierten Erlése
nutzen, um sich in anderen Bereichen — insbesondere auf dem Endkundenmarkt — Vorteile
zu verschaffen und Wettbewerberangebote unprofitabel zu machen. Dies kdme dann zum
Tragen, wenn nicht regulatorisch sichergestellt ware, dass zwischen dem Vorleistungsentgelt
und dem Endkundenentgelt eine ausreichende Spanne besteht, die es Wettbewerbern er-
moglicht, das entsprechende Endkundenprodukt nachzubilden.

2.2.2 Kosten und nachfrageseitige Unsicherheiten des Netzausbaus

Den Bezugspunkt fir die Vorleistungsregulierung bilden bisher Zugangsprodukte, die Uber
die bereits existierenden (Uberwiegend) kupferbasierten Netze bereitgestellt werden. Hierun-
ter werden nachfolgend solche Netze verstanden, die (zumindest) hinter dem Kabelverzwei-
ger auf einer Kupferleitung beruhen (bspw. TAL®, ADSL-/VDSL-BSA?). Mit der fortschreiten-
den Entwicklung digitaler Dienste und dem entsprechend wachsenden Datenverbrauch wird
jedoch dem flachendeckenden Ausbau von Glasfaserleitungen bis zum Gebaude (FttH/B)
zumindest mittel- bis langfristig eine hohe Bedeutung zukommen. Um entsprechende Infra-
strukturinvestitionen zu realisieren, sind allerdings nach Experteneinschatzung bundesweit
hohe zweistellige Milliardenbetrage erforderlich. Gleichzeitig sind diese Investitionen fir die
potentiell ausbauenden Unternehmen gegenwartig noch mit groRen Unwagbarkeiten ver-

% Bei der Teilnehmeranschlussleitung handelt es sich um zusammengefiihrte Leitungen, die vom Hauptverteiler
(HVt) im Netz des Teilnehmernetzbetreibers in der Regel tber Kabelverzweiger (KVz) und Endverzweiger (EVz)
zu den Teilnehmeranschlusseinheiten in den Raumlichkeiten der Teilnehmer (Endkunden) fihren.

* Ein Bitstromzugang (BSA-Zugang) ist eine zusammenhangende Leistung, bestehend aus Breitband-Anschluss
und breitbandigem Datentransport, die mit variabler Bandbreite, Qualitdt und Nutzung Gberlassen wird. In Abhan-
gigkeit von der Ubertragungsrate kénnen ADSL-Anschliisse (downstream-Ubertragungsraten zwischen 1.028 und
16.000 Kbit/s) und VDSL-Anschliisse (downstream-Ubertragungsraten zwischen 16.000 und 50.000 Kbit/s) unter-
schieden werden.



bunden. Derartige Unsicherheiten spiegeln sich u. a. in der realisierbaren Penetrationsrate
wider. In diesem Zusammenhang spielt auch der von den ausbauenden Unternehmen ein-
geschlagene Migrationspfad eine grof3e Rolle. Das ehemalige Monopolunternehmen etwa
verfligt nach wie vor Uber die grofite Kundenbasis und kann insoweit durch Uberfiihrung sei-
ner Kunden auf ein héherwertiges Netz dessen Auslastung ggf. schneller als andere und mit
relativ geringen Risiken bewerkstelligen. Aber auch anderen Anbietern ist es im Zuge der
Liberalisierung — auf Basis regulatorischer MalRnahmen — gelungen, sich im Markt zu etablie-
ren und (teils mit regionalem Fokus) einen Kundenstamm aufzubauen. Hierdurch wiederum
ist mit Erreichen einer gewissen wirtschaftlichen GroRe ein wesentlicher Ausgangspunkt fr
kinftige Infrastrukturinvestitionen entstanden, von dem ausgehend sich nun zusatzliche Im-
pulse flir nachhaltige Wettbewerbsentwicklungen und Netzausbauaktivitdten ergeben durf-
ten. Insofern hat die Zugangsregulierung hier eine wesentliche Grundlage flir weitere Infra-
strukturinvestitionen geschaffen. Dies gilt insbesondere fiir regionale Netzbetreiber, die auf
Basis der Teilnehmeranschlussleitung ihr Geschaftsmodell begonnen haben und nun in
Glasfasernetze investieren.

Gleichwohl bedarf es hierflir insbesondere auch einer zunehmenden Nachfrage nach Glas-
faseranschlussen. Derzeit lassen sich erste Anzeichen einer steigenden Zahlungsbereit-
schaft fur hochleistungsfahige Anschlisse beobachten. Deutliche Preisaufschlage fur hoch-
leistungsfahige Anschllisse scheinen allerdings in breiten Teilen des Marktes kurz- bis mittel-
fristig nur schwer durchsetzbar zu sein. Dies gilt jedenfalls, solange flr den Groldteil der
Endkunden der zusatzliche Nutzen eines hochleistungsfahigen Anschlusses gegenuber ei-
nem herkdbmmlichen Anschluss noch nicht hinreichend ersichtlich ist.

2.2.3 Regionale Aspekte

Durch unterschiedliche Marktgegebenheiten kénnen die Risiken der Amortisation auch regi-
onal deutlich voneinander abweichen. Eine grolte Herausforderung besteht in diesem Zu-
sammenhang darin, dass die Besiedelungsdichte hierzulande stark divergiert. Anders als in
einigen anderen europaischen Landern lebt ein GrofRteil der Bevolkerung nicht in wenigen
Ballungsraumen; vielmehr liegen relativ viele Haushalte in landlichen und halbstadtischen
Gebieten, wodurch sich ein flachendeckender Ausbau kostenintensiver darstellt. Darlber
hinaus spielt die jeweilige regionale Entwicklung der Wettbewerbssituation insbesondere
auch zwischen verschiedenen Infrastrukturen im Hinblick auf die Anreize zum Glasfaser-
netzausbau eine wichtige Rolle. Bspw. kann das Vorhandensein alternativer Infrastrukturen
(z. B. Kabel), Gber die bereits hochleistungsfahige Anschliisse angeboten werden, die Inves-
titionstatigkeit der Wettbewerbsunternehmen auf verschiedene Weise beeinflussen. Einer-
seits kénnten potentiell ausbauende Unternehmen einen Anreiz haben, ebenfalls in hochleis-
tungsfahige Anschllisse zu investieren, um in der Lage zu sein, im Wettbewerb mit dem al-
ternativen Infrastrukturinhaber zu bestehen. Andererseits konnte das Vorhandensein einer
solchen alternativen Infrastruktur aber auch abschreckend auf Wettbewerber wirken und die-
se dazu bewegen, ihre Investitionstatigkeit auf andere Regionen zu konzentrieren, in denen
sie (noch) keinem starken intermodalen Wettbewerb ausgesetzt waren und so leichter héhe-
re Penetrationsraten realisieren kdnnten.
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Fragen

1. Wie stellen sich die 6konomischen Rahmenbedingungen des Ausbaus hochleis-
tungsfahiger Netzinfrastrukturen dar?

a. Welche mittel- bis langerfristige Entwicklung von Nachfrage und Zahlungsbereit-
schaft ist zu erwarten?

b. Welcher Zeithorizont erscheint flr die Amortisation der Investitionen in FttH/B-
Netze sachgerecht? Inwieweit wird der heute zugrunde gelegte Zeithorizont von
Prognosen uber technologische und wettbewerbliche Entwicklungen beeinflusst?

c. Welchen Amortisationsverlauf tGber den unter lit. b genannten Zeitraum wirden
Sie - von etwaigen regulatorischen Vorgaben abstrahierend — fiir Investitionen in
FttH/B-Netze unterstellen (z. B. hinsichtlich der kalkulatorischen Abschreibun-
gen)? Wie sind diesbezliglich - aus heutiger Perspektive betrachtet - die Unsicher-
heiten Uber die hierflir zugrunde zu legenden Pramissen zu bewerten (bzgl. Ent-
wicklung von Zahlungsbereitschaft, Technologien und Marktverhaltnissen)?

d. Welche darlber hinausgehenden Unwagbarkeiten pragen die spezifischen Risiken
von Investitionen in FttH/B-Netze (z. B. Entstehung paralleler alternativer Infrastruk-
turen bzw. Uberbauwahrscheinlichkeit)?

e. Wie stellen sich regionale Kosten(unterschiede) beim Ausbau hochleistungsfahiger
Netzinfrastrukturen dar? Von welchen Gegebenheiten (z. B. Bevdlkerungsdichte,
Oberflachenbeschaffenheiten) und sonstigen Faktoren (z. B. Verlegetechniken)
werden regionale Kostenunterschiede mafRgeblich gepragt? Welche spezifischen
Risiken des FTTH/B-Ausbaus (z. B. Wettbewerbsverhaltnisse, Nachfrage) beste-
hen, und inwieweit unterscheiden sich diese gegebenenfalls je nach regionalen
Gegebenheiten (z. B. Wettbewerbsverhaltnisse, Nachfrage)?

f.  Bestehen im Hinblick auf die hier angestellten Uberlegungen wesentliche Unter-
schiede zwischen FttH und FttB?

g. Welchen Ausbau- bzw. Versorgungsgrad (Coverage und Take-Up) erachten Sie fur
unterschiedliche Infrastrukturen im Jahr 2020, 2025, 2030, 2040 (FttC, FttH/B,
HFC, 5G, etc.) als wahrscheinlich?

h. Welche Marktstrukturen halten Sie zum einen mit Blick auf die Infrastrukturen und
zum anderen mit Blick auf die Diensteebene fur wahrscheinlich, welche fir ge-
samtwirtschaftlich effizient?
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3 Uberblick liber Ansitze der Vorleistungsregulierung

Wie oben dargestellt, ist die ZielgroRe entgeltregulatorischer Malknahmen ein Preisniveau,
welches sich in einem wettbewerblichen Markt einstellen wiirde. So soll eine bestmdgliche
Forderung der genannten Regulierungsziele erfolgen. Um dieses Preisniveau im Markt zu
etablieren, sind verschiedene konzeptionelle Vorgehensweisen denkbar, die sich auch im
nationalen und / oder europaischen Rechtsrahmen zumindest in ihren Grundziigen angelegt
finden. In diesem Kapitel werden in Abschnitt 3.1 zunachst drei grundlegende Alternativen
der Vorleistungsregulierung erlautert. Daneben werden in Abschnitt 3.2 spezifische Aspekte
der Vorleistungsregulierung beleuchtet, die fiir spezielle Geschaftsmodelle (Risikoteilung und
Wholesale-only) Anwendung finden kénnen.

3.1 Grundlegende konzeptionelle Alternativen

An dieser Stelle soll die grundsatzliche Methodik drei verschiedener Regulierungskonzepte —
der kostenorientierten Entgeltregulierung, des Nachbildbarkeitsansatzes und der Beschran-
kung auf reine Transparenzverpflichtungen — dargestellt werden.

3.1.1 Kostenorientierte Entgeltregulierung

Eine Option ist, kostenorientierte Entgelte fir konkrete Vorleistungen festzulegen. Von die-
sen regulierten Vorleistungspreisen ausgehend bilden sich dann in der Folge auch die End-
kundenpreise. Grundsatzlich I&sst sich dieses Vorgehen als ,,Bottom-up-Regulierung“® cha-
rakterisieren, da von den vorgelagerten, regulierten Vorleistungspreisen wesentliche Impulse
fur die Gestaltung der Endkundenpreise durch die Unternehmen ausgehen. Dieses Konzept
entspricht weitestgehend der bislang geilbten Praxis der Entgeltregulierung von kupferba-
sierten Zugangsprodukten, nach der anhand des Malistabs der ,Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung“ (KeL) eine sachgerechte Approximation des sich im Wettbewerb einstel-
lenden Vorleistungspreises erzielt wurde. Dies gelang nicht zuletzt deshalb, weil hinsichtlich
der Amortisation der bestehenden Netze aufgrund relativ stabiler Nachfrage und weitgehend
bekannter Zahlungsbereitschaft kaum Unwagbarkeiten vorlagen. Auch mit Blick auf die Netz-
investitionen bestanden nur geringe Unsicherheiten. Die Festlegung der KeL als Obergrenze
des Vorleistungspreises erfolgte daher auf Basis eines konstanten Amortisationsbetrags
(Annuitat), d. h. einer im Zeitablauf gleichbleibenden Summe aus Abschreibungen und Ver-
zinsung auf das eingesetzte Kapital (Periodenkosten), sowie ohne eine Bericksichtigung
regional differenzierter Ausbaukosten.

Der Rechtsrahmen lasst jedoch hinsichtlich der konkreten Ermittlung der KelL durchaus
Spielrdume, denen mit Blick auf die in Kapitel 2 geschilderten Herausforderungen im Zu-
sammenhang mit dem vorzunehmenden Ausbau der FttH/B-Netze Relevanz zukommen

5 Die Begrifflichkeiten ,bottom-up“ und ,top-down® werden hier nicht im Sinne von kostenrechnerischen Methoden
verwendet. Im vorliegenden Kontext sollen sie lediglich der Verdeutlichung der Bestimmungsrichtung von Vorleis-
tungs- und Endkundenentgelten dienen: Wahrend bei der kostenorientierten Entgeltregulierung zunéchst die
Vorleistungsentgelte bestimmt werden, die in die Kalkulation der Endkundenpreise einflieRen, bilden sich beim
Nachbildbarkeitsansatz im ersten Schritt die Endkundenentgelte (entsprechend der Zahlungsbereitschaft und den
Wettbewerbsverhaltnissen), aus denen dann die maximale Héhe der vorgelagerten Vorleistungsentgelte mithilfe
der Marge abgeleitet werden.
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kénnte. So besteht grundsatzlich Freiheit bei der Wahl der 6konomisch sachgerechten kalku-
latorischen Abschreibungsmethode. § 32 Abs. 3 Nr. 3 TKG sieht zudem insbesondere im
Zusammenhang mit der Errichtung von Netzen der ndchsten Generation unter anderem die
Berucksichtigung spezifischer Risiken vor. Auch einer regional differenzierten Betrachtung
der Kosten stehen die einschlagigen Vorschriften des TKG nicht entgegen.® Allerdings wiirde
die Berucksichtigung dieser Aspekte mit einem erheblichen Anstieg der Komplexitat der Ent-
geltbestimmung einhergehen, wie im Weiteren in Kapitel 4 diskutiert wird.

3.1.2 Nachbildbarkeitsansatz

Ein sich von vorgenannter Alternative unterscheidendes konzeptionelles Vorgehen zur Be-
stimmung eines wettbewerblichen Vorleistungspreisniveaus stellt der Nachbildbarkeitsansatz
dar. Grundgedanke ist, dass sich die Vorleistungspreise der Zugangsprodukte an den sich
am Markt bildenden Endkundenpreisen orientieren. Letztere spiegeln nicht zuletzt eine Reihe
von Einschatzungen und nur den Unternehmen bekannten Informationen zu Struktur und
Entwicklung des Marktes sowie insbesondere auch der Nachfrage wider. Mit den Endkun-
denpreisen als Ausgangspunkt der Bestimmung des Vorleistungsentgelts lasst sich der
Nachbildbarkeitsansatz —auch in  Abgrenzung zur oben geschilderten KelL-
Entgeltbestimmung — als ,Top-down-Betrachtung*’ bezeichnen. Neben der Sicherstellung
der technischen Nachbildbarkeit durch die regulatorisch auferlegte Gewahrleistung gleich-
wertigen Netzzugangs wird auch die 6konomische Nachbildbarkeit flr einen effizienten
Wettbewerber ermdglicht, indem die Einhaltung einer ausreichenden Spanne zwischen End-
kunden- und entsprechendem Vorleistungsentgelt des marktbeherrschenden Unternehmens
gewahrleistet wird. Die folgenden Ausflihrungen adressieren — unter der Annahme, dass die
Voraussetzungen der technischen Nachbildbarkeit erfiillt sind — in erster Linie Fragen der
o6konomischen Nachbildbarkeit.

Ist die Ausgangshypothese ein wettbewerbliches Endkundenpreisniveau, so sollte sich durch
korrekte Bestimmung der einzuhaltenden Marge auch ein wettbewerbliches Vorleistungs-
preisniveau ergeben. Da die Unternehmen die Endkundenpreise dynamisch an den markitli-
chen Bedingungen ausrichten, bedeutet dies auch, dass sich die Vorleistungs- und Endkun-
denpreise aufgrund der zusatzlichen Preissetzungsflexibilitat regional und im Zeitablauf ent-
sprechend der durch die Unternehmen prognostizierten bzw. realisierbaren Zahlungsbereit-
schaften der Endkunden dynamisch entwickeln kénnen. Folgende Abbildung 1 stellt die bei-
den beschriebenen Ansatze — kostenorientierte Entgeltregulierung und Nachbildbarkeitsan-
satz — schematisch dar.

® GemaR § 31 Abs. 3 legt das marktméachtige Unternehmen im Rahmen der Entgeltgenehmigung einen Entgeltan-
trag einschlieRlich aller fir die Genehmigung erforderlichen Unterlagen mindestens zehn Wochen vor Ablauf der
Befristung der letzten genehmigten Entgelte vor. Dabei steht es dem Unternehmen grundsatzlich frei, durch ent-
sprechende Nachweise belegte regional — und ggf. auch zeitlich — differenzierte Entgelte zu beantragen.

! Vgl. FuBnote 5.
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Abbildung 1: Schematische Gegeniiberstellung von kostenorientierter Entgeltregulierung und Nachbild-
barkeitsansatz.

Kostenorientierte Entgeltregulierung Nachbildbarkeitsansatz
1. BNetzA legt Vorleistungspreis auf Basis 1. Unternehmen bilden Endkundenpreise
von Z. B. Kostennachweisen oder dynamisch basierend auf marktlichen und
Kostenmodellen fest ggf. regional differenzierten
2. Unternehmen bilden ihre kostenmafigen Bedingungen
Endkundenpreise auf der Grundlage des | 2. BNetzA ermittelt notwendige Marge (z. B.
Kel-Entgelts filr Vermarktung, eigene Netzkosten) und

damit Obergrenze fiir Vorleistungsentgelte

EK-
Preis
KelL
(z.B.
TAL)
3.1.3 Beschrdnkung auf Transparenzverpflichtungen

SchlieB3lich stellt auch der Verzicht auf Entgeltregulierung durch eine Beschrankung auf reine
Transparenzverpflichtungen einen denkbaren Umgang mit Vorleistungen dar. Die Transpa-
renzverpflichtung ist eine der Regulierungsmalinahmen, die nach den Artikeln 9 bis 13 der
Zugangsrichtlinie® bei Vorliegen betréachtlicher Marktmacht zur Verfiigung stehen. Voraus-
setzung der Auferlegung nur einer Transparenzverpflichtung ist, dass diese im Hinblick auf
die Regulierungsziele geeignet® ist. Dies schlieRt insbesondere auch ein, dass die Transpa-
renzverpflichtung geeignet ist, das zuvor in der Marktanalyse identifizierte Wettbewerbsprob-
lem zu beheben. Die Verpflichtung des marktmachtigen Unternehmens zur Bereitstellung
salle[r] fiir die Inanspruchnahme der entsprechenden Zugangsleistungen benétigten Informa-
tionen“’®, zu welchen auch die Zugangsentgelte zu zahlen sind, stellt allerdings de facto le-
diglich eine Information Gber Entgelte, jedoch keine Kontrolle derselben dar. So kénnte eine
Transparenzverpflichtung mit Blick auf das Wettbewerbsproblem durchaus ins Leere laufen,
sollten die Entgelte aufgrund ihrer tatsachlichen Héhe eine Inanspruchnahme der (u. U. auch
freiwillig angebotenen) Zugangsleistung fir Wettbewerber 6konomisch unmdglich machen.

8 Art. 8 Zugangsrichtlinie sieht die Auferlegung einer oder mehrerer der gleichberechtigt nebeneinander stehen-
den RegulierungsmafRnahmen ,Transparenzverpflichtung®, ,Gleichbehandlungsverpflichtung®, ,Verpflichtung zur
getrennten Buchfuhrung®, ,Verpflichtung in Bezug auf den Zugang zu bestimmten Netzeinrichtungen und deren
Nutzung“ sowie ,Verpflichtung zur Preiskontrolle und Kostenrechnung® vor.

o Geeignetheit einer Regulierungsmaflinahme wird neben der Erforderlichkeit und Angemessenheit unter dem
Verhaltnismafigkeitsgrundsatz in jeder Regulierungsverfligung Gberprift.

%vgl. § 20 TKG.
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3.2 Ausgewahlte Aspekte bei speziell ausgestalteten Geschaftsmodellen

Die vorangehenden Uberlegungen unter 3.1 setzen in der Regel ein vertikal integriertes Un-
ternehmen voraus, welches den Ausbau allein finanziert und auch die damit verbundenen
Risiken alleine tragt. In diesem Kapitel soll jedoch abschliefiend auch ein kurzer Ausblick
gegeben werden, in welcher Weise die Vorleistungsregulierung ggf. ausgestaltet bzw. ange-
passt werden konnte, wenn sich das Geschaftsmodell abweichend darstellt. Adressiert wer-
den an dieser Stelle Risikoteilungsmodelle, bei denen mehrere Unternehmen zusammen den
Ausbau finanzieren und das Risiko tragen, sowie Wholesale-only-Modelle, in denen Unter-
nehmen funktionell und strukturell separiert agieren.

3.2.1 Risikoteilungsmodelle

Risikoteilungsmodelle’” erméglichen, dass das Ausbaurisiko von mehreren Unternehmen
getragen wird. Dadurch kénnen Unsicherheiten hinsichtlich der kinftigen Nachfrageentwick-
lung und der Amortisation der Investitionen fir das ausbauende Unternehmen reduziert wer-
den. Im Rahmen von Risikoteilungsmodellen kénnen sowohl die Einfihrung von Vertragen
mit unterschiedlichen Laufzeiten als auch die Vereinbarung von Vorauszahlungen (upfront
payments) in Erwégung gezogen werden. Uber Vorauszahlungen leistet der Wettbewerber
einen friihen Beitrag zur Deckung der Investitionskosten, wodurch das Risiko des investie-
renden Unternehmens sinkt. Durch unterschiedliche Ausgestaltungsmadglichkeiten wird den
einzelnen Unternehmen die Moglichkeit gegeben, sich je nach ihrer strategischen Ausrich-
tung und ihrem Geschaftsmodell mehr oder weniger am Risiko zu beteiligen und daraus fol-
gend hdhere oder niedrigere Entgelte zu zahlen. Aus regulatorischer Perspektive ist aller-
dings sicherzustellen, dass bei Risikoteilungsmodellen, bei denen ein marktbeherrschendes
Unternehmen den Infrastrukturausbau betreibt und Vorleistungsnachfrager sich in unter-
schiedlichem Ausmal® am Investitionsrisiko beteiligen, nicht ohne sachliche Rechtfertigung
einzelnen Nachfragern Vorteile gegenliber anderen Nachfragern eingeraumt werden.

Grundsatzlich sind Risikoteilungsmodelle sowohl unter einem Bottom-up- als auch unter ei-
nem Top-down-Regulierungsansatz (im Sinne der unter 3.1 gefuihrten Ansatze) méglich. Bei
einer Bottom-up-Regulierung auf Basis der KelL waren die kostenorientierten Entgelte, bei
einem Nachbildbarkeitsansatz die zu gewahrende Marge dann jeweils in Abhangigkeit von
der Hohe des (ibernommenen Risikos zu bestimmen. '

" Vgl. hierzu auch Bundesnetzagentur (2010), Eckpunkte Gber die regulatorischen Rahmenbedingungen flr die
Weiterentwicklung moderner Telekommunikationsnetze und die Schaffung einer leistungsfahigen Breitbandinfra-
struktur, Marz 2010, verfugbar unter
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_|
nstitutio-

nen/Breitband/NGA_NGN/NGA_Eckpunkte/NGA_Eckpunkte 1d16268pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=2; Bun-
desnetzagentur (2009), Hinweise zur konsistenten Entgeltregulierung i.S.d. § 27 Abs. 2 TKG, 4. November 2009,
verfligbar unter
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_|
nstitutionen/Marktregulierung/Massstaebe_Methoden/Konsistenzgebot/konsistenteEntgeltregulierung/-
HinweiseEndfassungld17597pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=2

'2 Bei einer Top-down-Regulierung kdnnte die Nachbildbarkeit sichergestellt werden, indem sich das in die Pru-
fung einflieRende Vorleistungsentgelt an dem tatsachlich im Markt zu beobachtenden Verhalten orientiert. Wirde
die Nachbildbarkeit ausschlief3lich unter Ansatz des niedrigeren Vorleistungsentgelts sichergestellt werden, wiir-
den Wettbewerber, die sich fiir eine geringere Risikolibernahme entschieden haben, einer Absenkung der End-
kundenentgelte durch Unternehmen, die ein héheres Risiko Gibernehmen und dadurch einen niedrigeren Vorleis-
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3.2.2 Wholesale-only

Des Weiteren ware denkbar, Geschaftsmodelle vertikal separierter Unternehmen, die zwar
auf dem Vorleistungsmarkt agieren und Uber betrachtliche Marktmacht verfigen, auf dem
Endkundenmarkt jedoch nicht (unmittelbar tber eigene und verbundene Unternehmen oder
mittelbar Uber Exklusivvereinbarungen mit anderen Unternehmen) tatig sind, bewusst regula-
torisch zu fordern, indem deren Zugangsverpflichtungen weniger strikt ausgestaltet werden
als die vertikal integrierter marktbeherrschender Unternehmen. Der gegeniber einer kosten-
orientierten Entgeltregulierung verringerte Markteingriff durch Regulierung kénnte in diesem
Fall positive Impulse fur den Infrastrukturausbau setzen, ohne dass es hierdurch zu einer
Beeintrachtigung des Wettbewerbs kdme.

Ein ,Wholesale-only“-Betreiber hat ein eigenes Interesse an der tatsadchlichen Nutzung sei-
ner Netze, um die Kosten der Netzerrichtung und des Netzbetriebs zu amortisieren. Insofern
durften deutlich verringerte Anreize zur Diskriminierung zwischen verschiedenen auf End-
kundenebene tatigen Unternehmen bestehen. Ferner dirften auch die Gefahren Uberhdhter
Vorleistungsentgelte — insbesondere solange die Zahlungsbereitschaft der Kunden noch
relativ niedrig ist — gering sein, weil dadurch marktgerechte Angebote verhindert und die er-
forderliche Netzauslastung verfehlt wirde. Die — aufgrund des Bottleneck-Charakters der
Infrastruktur weiterhin erforderliche — Zugangsregulierung kénnte sich in diesen Fallen weni-
ger eingriffsintensiv gestalten lassen, da die Gefahr von wettbewerbsbeeintrachtigenden
Verhaltensweisen bei Wholesale-only-Betreibern regelmafig geringer sein durfte als bei ver-
tikal integrierten Netzbetreibern.™

Somit kénnte sich bereits die Verpflichtung, Zugang zu fairen, angemessenen und diskrimi-
nierungsfreien Bedingungen anzubieten, als geeignet und ausreichend erweisen, die Regu-
lierungsziele zu erreichen und eine Beseitigung des Wettbewerbsproblems zu erzielen. In
diese Richtung deutet auch der Richtlinienvorschlag der EU-Kommission zur Uberarbeitung
des TK-Rechtsrahmens." Demnach sollen Unternehmen, die nur auf Vorleistungsebene
tatig sind, Uber betrachtliche Marktmacht auf einem Vorleistungsmarkt verfligen und keine
exklusiven Vereinbarungen mit anderen auf der Endkundenebene tatigen Unternehmen un-
terhalten, Zugangsverpflichtungen nach Art. 70 zu baulichen Anlagen (civil engineering) bzw.
nach Art. 71 ggf. auch zur TAL auferlegt bekommen, jedoch keine kostenorientierte Entgelt-
regulierung.

Allerdings kdnnten sich bei der Bewertung der Frage, ob die Entgelte und die Bedingungen,
zu denen der Zugang angeboten wird, tatsachlich als fair, angemessen und diskriminierungs-

tungspreis zahlen, nicht folgen kénnen. Dies kdnnte dazu fiihren, dass Betreiber, auch wenn sie liber hohe
Marktanteile und Uber eine betrachtliche Wettbewerbsrelevanz verfligten, aus dem Markt verdrangt wirden. Wiir-
de hingegen das héhere Vorleistungsentgelt angesetzt, kdnnte hieraus ein Nachteil fur das ausbauende Unter-
nehmen resultieren. Dieses kdnnte einer Preisabsenkung durch Wettbewerber ggf. nicht folgen, wenn es dadurch
andere effiziente Wettbewerber, die hohere Vorleistungsentgelte bezahlen, einer Preis-Kosten-Schere aussetzen
wiirde. Um dieser Problematik angemessen zu begegnen, sollte die Form der Risikobeteiligung, die fiir einen
effizienten Wettbewerber unterstellt wird, grundsatzlich aus dem Markt selbst hergeleitet werden, wobei auch eine
Mischung der in Betracht kommenden Entgelte als Vorleistungspreis herangezogen werden kann.

13 Vgl. hierzu Bundesnetzagentur (2010), Eckpunkte Uber die regulatorischen Rahmenbedingungen fiir die Wei-
terentwicklung moderner Telekommunikationsnetze und die Schaffung einer leistungsfahigen Breitbandinfrastruk-
tur, S. 20f.

" Art. 77 und Erwagungsgrund 190 des Vorschlags fiir eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des
Rates (iber den europaischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation, Neufassung vom 12.10.2016, verflig-
bar unter: http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2016/DE/1-2016-590-DE-F1-1.PDF.
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frei einzustufen sind, in der Praxis durchaus Schwierigkeiten ergeben. So kann sich eine
trennscharfe Abgrenzung beispielsweise zwischen einem angemessenen und einem nicht
(mehr) angemessenen Entgelt komplex gestalten.

Darlber hinaus ware auch stets sicherzustellen, dass bei (erneutem) Auftreten von Wettbe-
werbsproblemen, die insbesondere nachteilige Auswirkungen auf die Endkunden nehmen
kénnen, weitergehende Eingriffsmdglichkeiten auch gegentber vertikal separierten markt-
machtigen Unternehmen bestehen. Denn Wholesale-only-Netzbetreiber dirften zwar grund-
satzlich ein groles eigenes Interesse an einer hohen Netzauslastung haben und die Zu-
gangsentgelte dementsprechend so gestalten, dass auf ihrer Grundlage gut vermarktbare
Endkundenprodukte kalkuliert werden koénnen. Gleichwohl ist nicht auszuschlieRen, dass
auch in dieser Konstellation unter der Pramisse deutlich steigender Nachfrage seitens der
Endkunden im Zeitablauf Spielraume fir eine missbrauchliche Preissetzung entstehen kénn-
ten. In diesen Fallen ware es wichtig, diesen dann effektiv begegnen zu kénnen, um die Ver-
braucherinteressen hinreichend zu schitzen.

Im Markt sind jedoch derzeit Wholesale-only-Anbieter noch die Ausnahme; ihre Netze sind
Uberwiegend lokaler Natur. Hier gilt es moglicherweise, die Marktbedingungen, insbesondere
betreffend die Planungssicherheit, sowohl fir Investoren als auch flr Nachfrager von Who-
lesale-only-Netzen zu verbessern.

Fragen

2. Welche Ansatze der Vorleistungs(entgelt)regulierung sind im Rahmen des gel-
tenden Rechts zu implementieren und welche alternativen Konzepte bediirften ei-
ner Anderung des Rechtsrahmens?

a. Welcher regulatorische Ansatz ist unter der Annahme einer festgestellten Regulie-
rungsbedurftigkeit und betrachtlichen Marktmacht derjenige mit der geringsten Ein-
griffsintensitat? Ware die Anwendung einer bloRen Transparenzverpflichtung ohne
gleichzeitige Zugangsverpflichtung 6konomisch zielfiihrend?

b. Wie schatzen Sie den im Kodex vorgesehenen Vorschlag ein, wonach sich fir
marktmachtige Wholesale-only-Netzbetreiber die Regulierung auf die Sicherstel-
lung fairer, angemessener und nichtdiskriminierender Zugangsbedingungen be-
schranken soll? Wie koénnte ein solcher Ansatz operationalisiert werden?

c. Welche weiteren regulatorischen Ansatze kommen aus |hrer Sicht in Betracht? Auf
welche Weise kénnte alternativ die originare Kalkulation eines investierenden Un-
ternehmens bestmdglich abgebildet werden?
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4 Wirkungsweise sowie Vor- und Nachteile der verschiedenen Al-
ternativen im Kontext des Glasfaseranschlussnetzausbaus

Wie in Kapitel 2 bereits erlautert wurde, bestehen Herausforderungen fir den Ausbau einer
hochleistungsfahigen Infrastruktur insbesondere durch die erst im Zeitablauf ansteigende
Nachfrage und Zahlungsbereitschaft, (auch daraus resultierende) spezifische Risiken sowie
regional divergierende Ausbaukosten. Nachfolgend wird erértert, wie diese Faktoren durch
die in Kapitel 3 skizzierten unterschiedlichen Ausgestaltungsformen der Entgeltregulierung
jeweils berticksichtigt werden, um zu eruieren, welche entgeltregulatorische konzeptionelle
Alternative im Hinblick auf den Ausbau eines Glasfaseranschlussnetzes bestmaoglich zur Er-
reichung der Regulierungsziele beitragen kénnte.

4.1 Erst sukzessive ansteigende Nachfrage und Zahlungsbereitschaft

Aufgrund der grof3en Unsicherheiten, die im Hinblick auf die Entwicklung der Nachfrage und
der Zahlungsbereitschaft derzeit bestehen, ist die Bestimmung des Amortisationsverlaufs
und der Amortisationsdauer bei den Investitionen zur Errichtung eines hochleistungsfahigen
Glasfasernetzes aullerst komplex. Wiirde man auf entsprechende Differenzierungen verzich-
ten und der bisherigen Praxis bei der KeL-Ermittlung folgend von einer konstanten Amortisa-
tion Uber die Nutzungsdauer (Annuitat) ausgehen, ware die Summe aus Abschreibungen
und Zinsen auf das eingesetzte Kapital (Periodenkosten) gleichmaRig Gber den Nutzungs-
zeitraum zu verteilen. Dies wirde jedoch unterstellen, dass - wie bei den bestehenden Kup-
fernetzen — auch bei den FttH/B-Investitionen von weitgehend konstanten Kundenzahlen und
Zahlungsbereitschaften ausgegangen werden kdnnte. Bei dieser Herangehensweise be-
stiinde die Gefahr, dass wegen der geringen Nachfrage insbesondere in den ersten Jahren
zu hohe Periodenkosten je tatsachlich genutztem Anschluss verrechnet wirden, die zu Prei-
sen flhren wirden, die wahrscheinlich nicht durch die Zahlungsbereitschaft der Endkunden
erldst werden konnten. Eine solche statische Kalkulation der Amortisation im Rahmen des
KelL-Konzepts wirde daher der erforderlichen Preisflexibilitdt der Unternehmen im Hinblick
auf den Infrastrukturausbau nicht angemessen Rechnung tragen.

Diese Vorgehensweise konnte dynamisiert werden, indem bei der Kalkulation der Perioden-
kosten die erwartete Nachfrage und Zahlungsbereitschaft der Endkunden jeweils nach Jah-
ren differenziert bertcksichtigt wirde. Auf diese Weise kénnte vermieden werden, dass in
den ersten Jahren nach der Investition die Entgelte durch sehr hohe Periodenkosten weit
Uber der Zahlungsbereitschaft der meisten Endkunden liegen. Stattdessen ware es moglich,
durch gunstige Preise die Nachfrage nach hochleistungsfahigen Anschliissen anzukurbeln.
Bei einer sukzessiv steigenden Nachfrage wirden sich die Abschreibungen in spateren Jah-
ren auf hohere Kundenzahlen verteilen, was daflir sprache, den auf die einzelnen Jahre zu
verrechnenden Amortisationsbeitrag im Zeitverlauf mit der Nachfrage ansteigen zu lassen.
Dies gilt auch im Hinblick auf den zu erwartenden steigenden Verlauf der Zahlungsbereit-
schaft, da Uber die dann in spateren Jahren realisierbaren héheren Endkundenpreise auch
héhere Periodenkosten gedeckt werden kdnnten.

Bei Anwendung eines Bottom-Up-Regulierungsansatzes auf Basis der KeL misste die Kal-
kulation der Periodenkosten allerdings entsprechend zuverlassige Prognosen der Nachfra-
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geentwicklung und der Veranderung der Zahlungsbereitschaft Uber die gesamte Amortisati-
onsdauer hinweg beinhalten. Dazu ware es erforderlich, eine vorausschauende Ermittlung
der mafgeblichen Kosten auf Basis dynamischer Kundenzahlen vorzunehmen, was bei die-
sem Ansatz eine grolte Herausforderung darstellen wirde. Bei fehlerhaften Annahmen kénn-
te es jedoch zu negativen Auswirkungen auf die Investitionsanreize kommen, da besonders
in den ersten Jahren ggf. Kosten verrechnet wirden, denen (noch) keine entsprechenden
Erldse gegenuberstinden.

Bei Anwendung eines Nachbildbarkeitsansatzes hingegen ware eine Prognose der Nachfra-
geentwicklung durch die Bundesnetzagentur, wie sie bei der KelL-Orientierung zu erfolgen
hatte, nicht erforderlich. Vielmehr wiirden die im Wettbewerb stehenden Unternehmen, die
selbst Uber die genauesten Kenntnisse der Marktgegebenheiten verfiigen, flexibel tber die
Hoéhe der Endkundenentgelte entscheiden und kdnnten die dynamische Entwicklung der
Nachfrage und Zahlungsbereitschaft differenziert berlicksichtigen. So kénnten etwa bei einer
Zunahme dieser Faktoren die Endkundenpreise und damit auch die hieraus abgeleiteten
Vorleistungspreise ebenfalls steigen. Indem die Regulierung die Erldsmoglichkeiten grund-
satzlich nicht beschranken wirde, kénnten sich folglich Preise einstellen, die flexibel den
jeweiligen marktlichen Gegebenheiten entsprechen und den maximal erzielbaren Amortisati-
onsbeitrag zulassen wirden. Insofern stellt sich die Frage, ob nicht auf diese Weise die
Gratwanderung zwischen zusatzlichen Freiheitsgraden und Anreizen flr investierende Un-
ternehmen einerseits und dem Erhalt der etablierten Wettbewerbsintensitat andererseits ge-
lingen konnte.

Allerdings kénnte der Nachbildbarkeitsansatz dazu fiihren, dass die Vorleistungs- und End-
kundenentgelte im Zeitablauf groReren Schwankungen unterliegen wurden. Soweit diese
Preisanderungen aber moglichst genau die im Zeitverlauf zunehmende Zahlungsbereitschaft
fur leistungsfahigere Netze reflektieren, kann eine héhere Volatilitat unter 6konomischen Ge-
sichtspunkten positiv zu bewerten sein.

Demgegenuber wirde eine Beschrankung der Regulierung auf eine reine Transparenzver-
pflichtung es dem ausbauenden Unternehmen ermdglichen, auch bei der Ausgestaltung der
Vorleistungsentgelte vdllig frei zu agieren. Da es lediglich dazu verpflichtet ware, dem Zu-
gangsinteressenten die zur Inanspruchnahme der Vorleistungen bendétigten Informationen
bereitzustellen, kdnnten sowohl die Vorleistungs- als auch die Endkundenentgelte flexibel
festgelegt werden. Dadurch ware es zwar — wie beim Nachbildbarkeitsansatz auch — még-
lich, die dynamische Nachfrage und Zahlungsbereitschaft Uber differenzierte Endkunden-
preise zu berucksichtigen. Allerdings konnte das ausbauende Unternehmen auf diese Weise
in die Lage versetzt werden, durch stark Uberhohte Preise fir Zugangsleistungen Wettbe-
werberangebote unprofitabel zu machen. Durch die damit erreichte Verdrangung von Wett-
bewerbern aus dem Markt wirde das Endkundenangebot stark eingeschrankt, was wiede-
rum das Risiko von Preiserhéhungen beinhalten wirde und damit eine Schadigung der Ver-
braucher zur Folge haben kdnnte.

4.2 Spezifische Risiken

Wie bereits erlautert, machen die mit dem Glasfasernetzausbau verbundenen Unsicherhei-
ten die Kalkulation der Investitionsrisiken gegenuber der Risikoermittlung bei den bestehen-
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den Kupferleitungsnetzen sehr komplex. Insbesondere ist derzeit schwer abzuschatzen, wie
schnell die Nachfrage und die Zahlungsbereitschaft ansteigen werden und wie sich die Wett-
bewerbssituation auf der Infrastruktur des marktbeherrschenden Unternehmens, aber auch
zwischen verschiedenen Infrastrukturen entwickeln wird.

Der kalkulatorische Zinssatz fur Vorleistungen, die (grétenteils) auf der bereits errichteten
Kupferinfrastruktur beruhen, wird im Rahmen der KeL-Ermittlung von der Bundesnetzagentur
als gewichteter Kapitalkostensatz (Weighted Average Cost of Capital — WACC) berechnet.
Dabei wird zur Bestimmung der Eigenkapitalrendite ein Capital Asset Pricing-Modell (CAPM)
angewendet. Auf Basis des CAPM wird das mit einer Investition verbundene spezifische Ri-
siko aus dem Kapitalmarkt abgeleitet. Zu den zentralen Komponenten dieses Modells zdhlen
das branchenspezifische Marktrisiko (Beta), die Marktrisikopramie und der risikolose Zins-
satz. Das Beta wird auf Basis einer Vergleichsgruppe von Referenzunternehmen geschatzt.
Zur Bestimmung der Marktrisikopramie werden historische Renditezeitreihen herangezogen,
und der risikolose Zinssatz errechnet sich auf Basis der Effektivverzinsung von Bundesanlei-
hen.

Wirde die Bundesnetzagentur auch fur Glasfaser-Vorleistungsprodukte eine KeL-Ermittlung
durchfihren, ware aufgrund der bestehenden Unwagbarkeiten ein spezifischer Glasfaser-
Zinssatz zu bestimmen, der hoher ausfallen dirfte als der Zinssatz, der flr die schon existie-
rende Infrastruktur geschatzt wird. Dies ist auch bereits das Ergebnis eines von der Bundes-
netzagentur beauftragten wissenschaftlichen Gutachtens zur Ermittlung des kalkulatorischen
Zinssatzes aus dem Jahr 2010 gewesen. Dort wird konstatiert, dass bei der Bewertung des
Investitionsrisikos beim Glasfasernetzausbau insbesondere die Unsicherheiten bezlglich der
Nachfrage, der Kosten des Netzausbaus, des technischen Fortschritts sowie der Marktdy-
namik und der sich entwickelnden Wettbewerbssituation zu berlcksichtigen waren; dies
wilrde eine separate Schatzung und Festlegung des Kalkulationszinses fur Glasfaser-
Vorleistungen notwendig machen."® Zwar ware es grundsétzlich méglich, auch zur Bestim-
mung des Glasfaser-Zinses ein CAPM-Modell heranzuziehen. Diese Schatzung ware aller-
dings mit verschiedenen methodischen Schwierigkeiten verbunden. Bspw. bestliinde die
Problematik, dass das systematische Risiko der FttH/B-Investitionen nur schwer ermittelt
werden kénnte, da die empirische Schatzung des Betas die Existenz zumindest einer bor-
sennotierten Unternehmung erfordern wirde, die sich ganz (oder zumindest in wesentlicher
Weise) auf die betrachteten Aktivitdten konzentriert. Eine fehlerhafte Einschatzung des Risi-
kozinses wirde jedoch eine hohe Gefahr fir verzerrte Investitionsanreize beinhalten,
wodurch Investitionen in FttH/B beeintrachtigt werden kénnten. Hinzu kdme, dass sich die
Risiken im Zeitablauf und regional unterscheiden kénnten. So missten idealerweise spezifi-

10 Vgl. Stehle, Wissenschaftliches Gutachten zur Ermittlung des kalkulatorischen Zinssatzes, der den spezifischen
Risiken des Breitbandausbaus Rechnung tragt, November 2010,
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_|
nstitutio-
nen/Marktregulierung/Massstaebe_Methoden/Kapitalkostensatz/Gutachten_gesamt_241110.pdf?__blob=publicati
onFile&v=3; vgl. auch The Brattle Group, Review of approaches to estimate a reasonable rate of return for in-
vestments in telecoms networks in regulatory proceedings and options for EU harmonization — A study prepared
for the European Commission DG Communications Networks, Content & Technology, 2016, S. 12,
https://bookshop.europa.eu/en/review-of-approaches-to-estimate-a-reasonable-rate-of-return-for-investments-in-
telecoms-networks-in-regulatory-proceedings-and-options-for-eu-harmonization-pbKK0416408/downloads/KK-04-
16-408-EN-N/KK0416408ENN_002.pdf;pgid=GSPefJMEtXBSR0dT6jbGakZDO0O0OPKSJOEuUH;sid=ZWFr-
0WsUGxr2B3Y_KD1XCeJKAJ1iedvGTE=?FileName=KK0416408ENN_002.pdf&SKU=KK0416408ENN_PDF&Ca
talogueNumber=KK-04-16-408-EN-N.
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sche Zinssatze flr unterschiedliche Investitionszeitpunkte und —orte bestimmt werden. Die
Kalkulation dieser Risiken im Rahmen der KeL-Ermittlung erscheint damit sehr komplex und
kaum operationalisierbar.

Im Unterschied zur KeL-Ermittlung kédme bei der Anwendung eines Nachbildbarkeitsansat-
zes den Unternehmen die Aufgabe zu, abzuwagen, welchen spezifischen (und u. U. auch
regional divergierenden) Risiken eine Investition unterliegt. Durch die — zumindest in wettbe-
werblichen Gebieten — flexible Festlegung der Endkundenentgelte kénnten damit auch die
Risiken, die mit dem Glasfasernetzausbau verbunden sind, angemessen Berlcksichtigung
finden. Somit spricht einiges daflir, dass die hohen Freiheitsgrade, die den investierenden
Unternehmen beim Nachbildbarkeitsansatz eingerdumt wirden, der Problematik des schwer
einzuschatzenden und im Zeitablauf ggf. schwankenden Investitionsrisikos angemessen
Rechnung tragen und auf diese Weise effiziente Anreize fir den Infrastrukturausbau gesetzt
werden koénnten. Zwar kénnte dies grundsatzlich auch dazu fihren, dass die Unternehmen
die Investitionsrisiken punktuell Uberschatzen, was sich in GUberhéhten Endkundenentgelten
niederschlagen und mittelbar auch auf die Vorleistungsentgelte erhéhend auswirken kénnte.
Aber selbst in diesem Fall wiirde der Nachbildbarkeitsansatz sicherstellen, dass eine ange-
messene Spanne zwischen Endkundenentgelten und Vorleistungsentgelten besteht, sodass
das Endkundenprodukt trotzdem von effizienten Wettbewerbern nachgebildet werden konn-
te. Wirde den investierenden Unternehmen lediglich eine Transparenzverpflichtung aufer-
legt, bestiinde durch die unbeschrankte Preissetzungsflexibilitat zwar prinzipiell der Vorteil,
dass sich das fur eine Investition individuell berechnete Risiko in den Vorleistungsentgelten
widerspiegeln konnte. Allerdings stellt sich die Frage, ob damit nicht, wie unter 4.1 bereits
beschrieben, gleichzeitig eine erhebliche Gefahr der Verdrangung von Wettbewerbern und
der Schadigung von Verbrauchern verbunden ware.

4.3 Regionale Ausbaukosten

Bislang hat die Bundesnetzagentur bei der Ermittlung der KeL-basierten Vorleistungsentgelte
keine regional differenzierte Betrachtung vorgenommen, sondern antragsgemal bundesweit
einheitliche Vorleistungsentgelte genehmigt. Im Hinblick auf den Glasfasernetzausbau be-
stiinde bei einer bundesweiten Mittelung der Kosten allerdings die Gefahr, dass die noch zu
tatigenden Investitionen Uberall dort, wo das Entgelt die Kosten unterschreitet, nicht wirt-
schaftlich waren. Eine Berlcksichtigung regional unterschiedlicher Kosten und damit eine
Festlegung regional differenzierter Vorleistungsentgelte waren mit der Abgrenzung subnatio-
naler Gebiete verbunden. Hierbei bestlinde die Problematik, dass fiir die Bundesnetzagentur
die korrekte Ermittlung regional bestehender Kosten(unterschiede) und damit eine angemes-
sen differenzierte Cluster-Bildung erhebliche Schwierigkeiten der Operationalisierbarkeit mit
sich brachten. Hinzu kdme, dass bei Anwendung des KelL-Konzepts die Anzahl der Cluster,
innerhalb derer in Abhangigkeit von den regionalen Kosten jeweils unterschiedliche Vorleis-
tungsentgelte festzulegen waren, nicht unbedingt mit der Anzahl der Entgeltstufen auf End-
kundenebene Ubereinstimmen wirde. Dies wirde die Komplexitat von PKS-Prifungen auf
Vorliegen einer angemessenen Spanne zwischen Vorleistungs- und Endkundenentgelt je-
doch deutlich erhéhen. Fehleinschatzungen wiederum hatten ein erhebliches Risiko flr zu
hohe oder zu niedrige Vorleistungsentgelte zur Folge und kdénnten Wettbewerbsverzerrun-
gen hervorrufen.
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Beim Nachbildbarkeitsansatz dagegen wirde die Bundesnetzagentur keine regional diffe-
renzierte Ermittlung der Ausbaukosten vornehmen. Stattdessen kdnnten die Unternehmen
durch die flexible Festlegung der Entgelte regional divergierende Kosten selbst mit einkalku-
lieren und eventuelle Fehleinschatzungen auch schneller korrigieren. In der Folge kdnnten
zwar ggf. erhohte regionale Preisunterschiede sowohl auf Endkunden- als auch auf Vorleis-
tungsebene resultieren; dies erschiene aber 6konomisch gerechtfertigt, wenn dadurch die
insbesondere in landlichen Regionen héheren Ausbaukosten reflektiert wirden.

Gleichwohl ist damit zu rechnen, dass auch bei der Anwendung eines Nachbildbarkeitsan-
satzes Gebiete verbleiben wirden, in denen ein Ausbau durch privatwirtschaftliche Investiti-
onen auch auf langere Sicht nicht erfolgen wirde, da die Kosten die Zahlungsbereitschaft
langerfristig erheblich Uberschreiten. Diese Situation liegt jedoch grundsatzlich unabhangig
von dem gewahlten Regulierungsansatz vor. Wie bereits eingangs erwahnt, kann durch Re-
gulierung keine Profitabilitdt von Projekten herbeigeflihrt werden, die auch in Abwesenheit
eines regulatorischen Eingriffs nicht vorliegt. Tendenziell spricht einiges daflir, dass die An-
wendung des Nachbildbarkeitsansatzes aufgrund der hier skizzierten Argumente zu mehr
marktgetriebenen Investitionen fiihren und das Potenzial hierflir in héherem Malie ausschop-
fen wirde. Denn grundsatzlich sollten Unternehmen nach diesem Ansatz gegenuiber einem
Szenario ohne Regulierung unveranderte Anreize haben, wirtschaftlich rentable Ausbaupro-
jekte zu realisieren.

Die Anwendung eines Nachbildbarkeitsansatzes dirfte regelmaflig an die Voraussetzung
gebunden sein, dass die Endkundenentgelte aufgrund eines ausreichenden Wettbewerbs-
drucks als wettbewerblich einzuschatzen sind. Derzeit ist davon auszugehen, dass ein ent-
sprechender Preisdruck durch (lUberwiegend) kupferbasierte Vorleistungsprodukte oder
durch andere Infrastrukturen (z. B. Kabel) weitgehend vorliegt. In Gebieten, in denen kein
solcher Wettbewerbsdruck vorhanden ware, kénnte jedoch eine differenzierte Preishéhen-
missbrauchskontrolle notwendig werden.® Dies wiirde die Komplexitat dieses Ansatzes auch
aus regulatorischer Sicht zwar erhdhen, gleichzeitig aber gewahrleisten, dass die Endkun-
denpreise auf einem wettbewerblichen Niveau blieben und den Unternehmen dennoch ein
relativ hohes Mal} an Preisflexibilitat eingeraumt wirde.

Hinsichtlich der Beschrankung der Regulierung auf eine Transparenzverpflichtung gilt prinzi-
piell die gleiche Einschatzung, die bereits in Bezug auf die anderen Faktoren getroffen wur-
de: Eine Transparenzverpflichtung wiirde den Unternehmen keine Einschrankungen bei der
Preisfestsetzung auferlegen und insofern eine flexible Beriicksichtigung regionaler Kosten
und marktlicher Gegebenheiten ermdglichen. Dieser Vorteil kdnnte jedoch durch die erhebli-
che Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen tberkompensiert werden.

'® Nahere Ausflihrungen zu den spezifischen Voraussetzungen des Nachbildbarkeitsansatzes folgen in Kapitel 5.
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Fragen

3. Wie unterscheiden sich die Wirkungen unterschiedlicher (entgelt)regulatorischer
Ansatze fur FttH/B-basierte Vorleistungsprodukte im Hinblick auf die Regulie-
rungsziele?

Kel-orientierte Entgeltregulierung

a. Wie beurteilen Sie die (oben skizzierten) Schwierigkeiten bei der Bestimmung hin-
reichend differenzierter KeL-orientierter Entgelte?

b. Welche Herausforderungen sind in Anbetracht der dargestellten Unwagbarkeiten
und Prognoseunsicherheiten damit verbunden, bei der Kalkulation von Perioden-
kosten die dynamische Entwicklung von Nachfrage und Zahlungsbereitschaft kor-
rekt zu berlcksichtigen?

c. Welche praktischen Schwierigkeiten bestehen hinsichtlich der "richtigen" bzw. hin-
reichend differenzierten Bestimmung spezifischer Investitionsrisiken? Ware hier ei-
ne zeitliche und/oder regionale Differenzierung sachgerecht und operationalisier-
bar?

d. Welche Herausforderungen sehen Sie in der Vorgehensweise, uber differenzierte
Entgelte regional unterschiedliche Ausbaukosten effizient abzubilden?

e. Welche negativen Folgen wirden von ,falsch* bzw. nicht hinreichend differenziert
bestimmten KelL-orientierten Entgelten ausgehen?

f.  Worin bestehen die Vorteile KeL-orientierter Vorleistungsentgelte?
Nachbildbarkeitsansatz

g. Welche Schwierigkeiten wirde die Anwendung des Nachbildbarkeitsansatzes mit
sich bringen? [Vgl. in diesem Zusammenhang auch Frage 6.]

h. Wie ware eine mogliche Volatilitat der Vorleistungsentgelte bei Anwendung des
Nachbildbarkeitsansatzes einzuschatzen?

i. Welche Folgen waren zu erwarten, wenn aufgrund von Schwierigkeiten bei der Be-
stimmung der korrekten Marge bzw. des als Referenz heranzuziehenden Endkun-
denpreises Uberhdhte Vorleistungspreise resultieren wiirden? Was waren demge-
genuber die Folgen zu niedriger Vorleistungsentgelte?

j- Worin bestehen die Vorteile vom Endkundenpreis ausgehend, d. h. top-down-
kalkulierter Vorleistungsentgelte im Sinne des Nachbildbarkeitsansatzes etwa mit
Blick auf eine gréRere Marktnahe?
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Beschrédnkung auf eine Transparenzverpflichtung

k. Welche Wirkungen wirden von einem vollstandigen Verzicht auf entgeltregulatori-
sche Kontrollmechanismen mit Blick auf die Regulierungsziele ausgehen?

Gesamtschau

[.  Inwieweit werden regional divergierende Preise auf Endkunden- und Vorleistungs-
ebene als zielfihrend oder problematisch erachtet?

m. Inwieweit bieten die verschiedenen Ansatze auch perspektivisch ein ausgewoge-
nes Mal an Planungssicherheit? Welche Alternative begunstigt das Investitionskli-
ma, die Wettbewerbsentwicklung und die Verbraucherinteressen am starksten?
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5 Voraussetzungen der Anwendbarkeit der Regulierungsansatze

Die Diskussion einer maglichen Anpassung der Regulierung findet aufgrund einer verander-
ten Ausgangssituation statt: Die insbesondere in Kapitel 2 geschilderten, mit den neu zu er-
richtenden Glasfaserinfrastrukturen verbundenen und gegeniber den bisherigen Netzen
veranderten Herausforderungen geben den entscheidenden Impuls dafir, auch den regula-
torischen Umgang mit diesen Infrastrukturen zu berdenken und moglicherweise an die ver-
anderte Ausgangslage anzupassen. Anders als bei der Errichtung des urspringlichen Kup-
feranschlussnetzes erfolgt der Ausbau von FttH/B-Netzen nicht unter staatlich abgesicherten
Monopolbedingungen, sondern wird weitgehend privatwirtschaftlich finanziert. Und wahrend
in der Vergangenheit zwar geringere Schwankungen in der Nachfrage durch Migration eini-
ger Kunden auf die Kabelnetz- oder Mobilfunknetzinfrastrukturen (mobile only) erfolgt sind,
sind die bereits oben skizzierten Unwagbarkeiten hinsichtlich der Anschlussnachfrage bei
den FttH/B-Infrastrukturen ungleich gréRer. Regulierung muss — ungeachtet des Grundsat-
zes der Technologieneutralitat' — diesen spezifischen Unsicherheiten angemessen Rech-
nung tragen, um den Ausbau hochleistungsfahiger FttH/B-Infrastrukturen bestmdglich zu
unterstitzen.

Vor diesem Hintergrund wurde vorangehend die grundsatzliche Konzeption verschiedener
Vorleistungsregulierungsansatze erlautert und deren mdégliche Wirkungsweise mit Blick auf
die besonderen Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Ausbau hochleistungsfahi-
ger Glasfasernetze skizziert. Des Weiteren ist auch zu eruieren, ob und inwieweit bzw. wel-
che Pramissen fir die Anwendung der aufgezeigten Alternativen grundsatzlich gelten. Zu-
nachst soll daher an dieser Stelle erortert werden, welche Voraussetzungen in Bezug auf
Informationen und die Marktsituation erfullt sein missen, um eine Anwendung der verschie-
denen Entgeltregulierungsansatze zu ermoglichen (Abschnitt 5.1). In einem nachsten Schritt
ist zu prifen, ob die rechtlichen Rahmenbedingungen grundsatzlich bereits heute die An-
wendung der Konzepte ermdéglichen (Abschnitt 5.2).

" Der Grundsatz der technologieneutralen Regulierung findet sich in § 1 TKG und geht zurlick auf die Rahmen-
richtlinie 2002/21/EG. Dort heift es in Erwagungsgrund 18: ,Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten sicherzustellen,
dass die nationalen Regulierungsbehdérden die Forderung nach einer technologieneutralen Regulierung weitest-
gehend berlicksichtigen (d. h. weder eine bestimmte Technologie vorgeschrieben noch deren Einsatz begunstigt
wird), schlief3t nicht aus, dass angemessene Schritte unternommen werden, um bestimmte spezifische Dienste in
gerechtfertigten Fallen zu férdern (...)“. Koerber stellt klar, dass mit diesem Gebot nicht bezweckt ist, neue Tech-
nologien durch die Ubertragung von Regulierungsentscheidungen zu anderen Technologien zu benachteiligen.
Die Forderung nach einer technologieneutralen Regulierung sei dabei regelmafig nicht absolut, sondern relativ in
dem Sinne zu verstehen, dass Regulierung méglichst technologieneutral sein solle. Die Technologieneutralitat sei
weder Selbstzweck noch Regulierungsziel, sondern (nur) ein Grundsatz, der bei der Ausgestaltung staatlicher
MaRnahmen zu beachten ist, durch die klar definierte Regulierungsziele verfolgt werden (vgl. hierzu Koerber,
Thorsten (2008) in Zeitschrift fir Wettbewerbsrecht, Ausgabe 2/2008, S. 146-169). In diesem Sinne kann mit Blick
auf das Regulierungsziel der Beschleunigung des Ausbaus hochleistungsfahiger Telekommunikationsnetze und
auf die besonderen Herausforderungen, die sich im Zusammenhang mit dem Aufbau der FitH/B-Netze stellen, ein
alternatives Vorgehen durchaus gerechtfertigt sein. Koerber schreibt des Weiteren: ,Erwachsen aus der formli-
chen Ungleichbehandlung aber keine materiellen Wettbewerbsverfalschungen (d.h. werden die Investitionsanrei-
ze nicht zu Gunsten einer konkurrierenden Technologie verzerrt), so fehlt es an einem Verstol gegen den
Grundsatz der Technologieneutralitat.”



25

5.1 Anwendungsvoraussetzungen verschiedener Vorleistungsregulierungs-
ansatze

An dieser Stelle wird kurz dargestellt, unter welchen Voraussetzungen die kostenorientierte
Entgeltregulierung und der Nachbildbarkeitsansatz zielfiihrend anwendbar sind.

5.1.1 Kostenorientierte Entgeltregulierung

Hinsichtlich der Entgeltbestimmung qilt fir die KeL-Regulierung, dass die Kostenparameter
bestimmbar sein missen, d. h. es liegen bestenfalls regional und zeitlich differenzierte In-
formationen zu Investitionshéhe, Risiko sowie Nachfrage und Zahlungsbereitschaft vor. Ist
dies der Fall, ist der Ansatz grundsatzlich geeignet, wettbewerbliche Vorleistungspreise zu
gewahrleisten und wirkt damit mittelbar auch dahingehend, dass die Endkundenpreise ein
wettbewerbliches Niveau nicht Uberschreiten. Es ist allerdings zu bezweifeln, dass diese ho-
hen Informationserfordernisse im Zusammenhang mit dem Ausbau des Glasfaseranschluss-
netzes hinsichtlich der genannten Faktoren vollstandig als erflllt anzusehen sind: Wie bereits
in Kapitel 4 dargestellt, kdnnten Uber wesentliche Parameter lediglich unter sehr hohen
Prognoseunsicherheiten Aussagen getroffen werden; die Gefahr, somit verzerrte Vorleis-
tungspreise im Markt zu implementieren, ware entsprechend hoch.

51.2 Reiner Nachbildbarkeitsansatz

Im Falle des Nachbildbarkeitsansatzes'® bilden wettbewerbliche Endkundenpreise den An-
knipfungspunkt der Regulierung von Vorleistungsentgelten. Anwendungsvoraussetzung

'® Die theoretische Grundlage dieser Art der Preissetzung, die eine Nachbildbarkeit von Endkundenangeboten
durch effiziente Wettbewerber bei Bereitstellung einer wesentlichen Vorleistung erméglichen, finden sich in einer
Reihe von Papieren, die Baumol ab Mitte der 1980er Jahre veréffentlichte. In Baumol / Sidak (1994 ), Toward
Competition in Local Telephony (verfligbar unter: https://www.aei.org/wp-content/uploads/2014/07/-toward-
competition-in-local-telephony_102104117761.pdf) adressieren die Autoren auch im Speziellen den Telekommu-
nikationssektor.

Baumol / Sidak beschreiben, dass die Bestimmung des Zugangspreises zu Telefonievorleistungsprodukten be-
sondere Schwierigkeiten mit sich bringt, da — zumindest im Zugangsbereich — die Infrastruktur meist nur von
einem Unternehmen bereitgestellt, allerdings von dem Infrastrukturinhaber und konkurrierenden Unternehmen
genutzt wird, um ein Endkundenprodukt anzubieten. Stellt der Infrastrukturinhaber seiner eigenen Endkundenver-
triebsgesellschaft implizit einen geringeren Preis flr die Nutzung der Infrastruktur in Rechnung, als seinen Kon-
kurrenten, kann das die Wettbewerbsfahigkeit der konkurrierenden Unternehmen deutlich einschranken. Ande-
rerseits kann ein regulatorisch zu niedrig festgelegter Zugangspreis daflr sorgen, dass ineffiziente Wettbewerber
Marktanteile im Endkundengeschaft gewinnen. Sie beschreiben ihre Regel zur Bepreisung des Zugangs als Input
eines Endkundenproduktes als die Efficient Component Pricing Rule (ECPR) oder auch Parity Principle. Dem-
nach setzt sich der optimale Preis der Zugangsgewahrung (der sogenannte efficient component price) aus den
Grenzkosten der eigentlichen Zugangsbereitstellung (z. B. zusatzliche Verwaltungskosten, zuséatzliche Kosten
aus Abnutzung etc.) sowie den aufgrund der Zugangsgewahrung entgangenen Erlésen, d. h. den Opportunitats-
kosten des SMP-Betreibers, zusammen. Um die Hohe der entgangenen Erldse zu bestimmen, werden von dem
Preis des SMP-Betreibers fir das entsprechende Endkundenprodukt die gesamten Grenzkosten der Bereitstel-
lung des Endkundenproduktes (d. h. inklusive der zu den Infrastrukturkosten hinzutretenden Kosten der Vermar-
kung, des Netzbetriebs etc.) abgezogen. Der verbleibende Nettoerlds tragt zur Deckung der fixen Netzkosten des
SMP-Betreibers bei. Um den SMP-Betreiber also vollstandig fiir die Zugangsgewahrung zu entschadigen, muss
das Zugangsentgelt auch diesen entgangenen Nettoerlés abdecken. Die Autoren weisen darauf hin, dass ent-
sprechend dieser Preissetzungsregel Wettbewerber auch gezwungen sind, das SMP-Unternehmen fiir Monopol-
gewinne zu entschadigen. Allerdings lage das Versaumnis nicht bei der ECPR, sondern vielmehr bei der fehlen-
den Kontrolle der Preise auf Endkundenebene: Dort sei in einem ersten Schritt zu gewahrleisten, dass keine
monopolistischen Preissetzungsspielraume ausgenutzt werden kénnten; dann wirde in einem zweiten Schritt
auch die Anwendung der ECPR nur zu einer Entschadigung wettbewerblicher Erldshéhen flihren. Um schlieRlich
o6konomische Effizienz sicherzustellen, sollte derjenige Betreiber das auf der Infrastruktur basierende Endkun-
denprodukt bereitstellen, der es am glinstigen anbieten kann. Sind die Konkurrenten des SMP-Anbieters ineffizi-
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dirfte daher regelmaRig sein, dass ein nachweislicher Wettbewerbsdruck auf die Endkun-
denpreise ausgehend vom Infrastrukturwettbewerb vorliegt. Alternativ kann dieser wettbe-
werbliche Druck auf die Endkundenpreise auch vom regulierten Vorleistungspreis eines an-
deren Zugangsprodukts ausgehen. Die Preisbildung der rein glasfaserbasierten Vorleis-
tungsprodukte hangt, wie in Abschnitt 3.1.2 bereits dargestellt, nicht zuletzt von der Zah-
lungsbereitschaft der Endkunden fur glasfaserbasierte Produkte ab. Diese wiederum ist —
zumindest solange das Verhaltnis kupfer- und glasfaserbasierter Endkundenprodukte durch
eine enge Austauschbarkeit gekennzeichnet ist — auch davon abhangig, wie hoch der End-
kunde den zusatzlichen Nutzen gegenlber Uberwiegend kupferbasierten Produkten ein-
schatzt. Insofern kann der Preis glasfaserbasierter Vorleistungsprodukte zumindest temporar
auch durch einen wirksamen ,Kupfer-Preisanker beschrankt werden. Da derzeit — auch an-
gesichts der vergleichsweise geringen Nachfrage nach sehr hochbitratigen Anschlissen —
von einer engen Substitutionsbeziehung zwischen tberwiegend kupfer- und glasfaserbasier-
ten Endkundenprodukten auszugehen ist, durfte aktuell eine entsprechende Dampfung der
Endkundenpreise auch in den Gebieten vorliegen, in denen keine alternativen (Kabel-)Infra-
strukturen vorhanden sind. Allerdings kdnnte die Substitutionalitdt mit einem maoglicherweise
steigenden Nutzen eines hochbitratigen Anschlusses fir den Endkunden im Zeitablauf nach-
lassen. Unter diesen Umstanden ware zu prifen, ob — vorausgesetzt, dass das Kupfernetz in
der langen Frist weiter existiert — die Preisdampfung ausreichend ist bzw. ob sie durch alter-
native Infrastrukturen sichergestellt werden kann. Derzeit ist jedoch von einer ausreichenden
Preisdampfung der Endkundenpreise durch kupferbasierte Vorleistungsprodukte und / oder
alternative Infrastrukturen auszugehen, sodass uberhdhte Preise fir Kunden mittelfristig
kaum am Markt durchsetzbar sein durften. Allerdings stellt sich insofern auch die Frage, wel-
che Schlussfolgerungen zu ziehen waren, wenn es zu einem Rickbau bzw. einer Abschal-
tung des Kupfernetzes kame.

5.1.3 Nachbildbarkeitsansatz mit ergédnzender differenzierter Preish6henmissbrauchs-
kontrolle

Ist keine hinreichende Dampfung der Endkundenpreise durch alternative Infrastrukturen oder
einen Kupferpreisanker gegeben, ware gleichwohl weiterhin sicherzustellen, dass die durch
das marktmachtige Unternehmen geforderten Entgelte nicht missbrauchlich Gberhéht sind.
Nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 TKG liegt ein Preishéhenmissbrauch vor, wenn das Unternehmen
Entgelte fordert, die es nur aufgrund seiner marktmachtigen Stellung auf dem Markt durch-
setzen kann. Hierunter sind insbesondere Entgelte zu verstehen, die einen im wettbewerbli-
chen Markt entstehenden Preis um einen Erheblichkeitszuschlag Ubersteigen. Bisherige
Praxis ist die Zugrundelegung der KeL als Als-ob-Wettbewerbspreis. Im Rahmen des Nach-
bildbarkeitsansatzes mit differenzierter Preish6henmissbrauchskontrolle ware jedoch ggf. ein
differenzierter und mithin marktnaherer Wert heranzuziehen, der regionale Kostenunter-
schiede, spezifische Risiken und Unwagbarkeiten sowie Dynamik hinsichtlich der Nachfrage
hinreichend bericksichtigt. Allerdings dirfte die Gefahr missbrauchlich Uberhdhter Preise
aufgrund des von den Uberwiegend kupferbasierten Vorleistungsprodukten und den alterna-

enter in der Bereitstellung der neben dem Zugang fir das Endkundenprodukt benétigten Komponenten, wird
keine Kostendeckung erzielt; das Unternehmen tritt nicht in den Markt ein. Agiert das rivalisierende Unternehmen
allerdings effizienter in der Zusammenstellung des finalen Endkundenprodukts, kann es den Endkundenpreis des
SMP-Betreibers unterschreiten; den Autoren zufolge wiirde der ineffizientere Infrastrukturinhaber lediglich auf
dem Vorleistungsmarkt anbieten, aber nicht Ianger auf dem Endkundenmarkt. Insofern wird durch die ECPR-
Preissetzung sichergestellt, dass nur effiziente Unternehmen im Endkundenmarkt verbleiben.
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tiven Infrastrukturen ausgehenden Wettbewerbsdruck auf die Endkundenpreise zumindest
absehbar sehr gering sein und somit die Notwendigkeit einer ergdnzenden differenzierten
Preishdhenmissbrauchskontrolle zunachst eher nicht bestehen.

5.2 Kompatibilitdat der konzeptionellen Alternativen mit dem bestehenden na-
tionalen und europaischen Rechtsrahmen

Die Ausgestaltung der Vorleistungsregulierung richtet sich nach den Vorgaben des europai-
schen und nationalen Rechtsrahmens. Auf nationaler Ebene gelten die Vorschriften des Te-
lekommunikationsgesetzes. Daneben entfalten aber auch die EU-Rechtsakte unmittelbare
(in Form von Verordnungen) bzw. mittelbare Wirkung (in Form von Richtlinien und Empfeh-
lungen) fur die nationale Gesetzgebung und -anwendung.

Die oben vorgestellten Alternativen der Vorleistungsregulierung sollen im Weiteren auf Kom-
patibilitat mit dem bestehenden Rechtsrahmen — d.h. dem System aus nationalen und euro-
paischen Bestimmungen — untersucht werden. Dabei werden die Alternativen zunachst an
den Vorschriften des TKG und dann an denen des europaischen Rechtsrahmens gespiegelt.
Hinsichtlich der européischen Vorgaben liegt ein besonderes Augenmerk auf der Kompatibili-
tat mit der jungeren Nichtdiskriminierungs- und Kostenrechnungsmethoden-Empfehlung, die
mit Blick auf die Entgeltregulierung hochleistungsfahiger Infrastrukturen konkrete Vorschlage
enthalt.

5.2.1 Kompatibilitat der KeL-Orientierung mit dem Rechtsrahmen

Bei der Entgeltregulierung von Zugangsleistungen wird stets ein Preisniveau angestrebt, das
demjenigen bei hypothetischem Bestehen wirksamen Wettbewerbs entspricht. Um dieses
Preisniveau zu erreichen, liegt es im Abwagungsermessen der Bundesnetzagentur, eine
Entscheidung Uber den anzulegenden Prifungsmalstab zu treffen. In der Vergangenheit
konnte mit Blick auf wesentliche Vorleistungsprodukte ein Als-ob-Wettbewerbspreis mithilfe
der KeL-Orientierung erreicht werden. Um sicherzustellen, dass das Entgelt die KeL nicht
Uberschreitet, ist zum einen eine kostenorientierte Entgeltgenehmigung nach § 31 Abs. 1
S. 1 Nr. 1 TKG moglich. Wie bereits in Kapitel 3 dargestellt, bestehen dabei Spielrdume des
Regulierers hinsichtlich der konkreten Bestimmung der KeL (Abschreibungsmethode, Risi-
koverzinsung, Regionalisierung).” Zum anderen kann unter bestimmten Umstianden auch
die Prufung der zu genehmigenden Entgelte nach MaRgabe des § 28 TKG ausreichend sein,
um sicherzustellen, dass die Entgelte dieses KeL-Preisniveau nicht signifikant Gberschreiten.

5.2.2 Kompatibilitdt des Nachbildbarkeitsansatzes mit dem Rechtsrahmen

Wie in Kapitel 4 im Einzelnen ausgefihrt, kann eine Kostenorientierung der Entgelte dann
Schwierigkeiten bereiten, wenn eine Bestimmung der Kosten wegen grolder vorherrschender
Unwagbarkeiten (z. B. keine konstante Amortisation, spezifische Risiken in zeitlicher und
regionaler Hinsicht) problematisch ist. Aufgrund des unmittelbaren Anknipfungspunkts der
wettbewerblichen Endkundenebene kann der Nachbildbarkeitsansatz unter diesen Umstan-

' Die entsprechenden EU-rechtlichen Bestimmungen zur kostenorientierten Entgeltregulierung finden sich in
Art. 13 Zugangsrichtlinie.
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den geeignet sein, dennoch ein Vorleistungspreisniveau zu etablieren, welches bei Bestehen
wirksamen Wettbewerbs auf der Vorleistungsebene herrschen wirde. Hinsichtlich der ver-
fahrenstechnischen Ausgestaltung erdffnet § 31 Abs. 2 Nr. 2 TKG dabei grundsatzlich die
Méglichkeit, die Entgeltgenehmigung auch mit der bloRen MalRgabe der Nachbildbarkeit
durchzufiihren, sollte diese besser geeignet sein als die Kostenorientierung. Dabei ware
denkbar, die Prifung des § 28 TKG derart auszugestalten, dass lediglich die 6konomische
Nachbildbarkeit und nicht unmittelbar eine (strikte) Kostenorientierung adressiert wird. Im
Zusammenhang mit dem Ausbau von FttH/B-Anschlussnetzen kénnte dies ggf. kontextspezi-
fische Modifikationen der bisherigen Anwendungspraxis des § 28 zweckmalig erscheinen
lassen.?°

In Gebieten, in denen eine ausreichende Dampfung der Endkundenpreise besteht, kdnnte
eine Prifung auf Preishéhenmissbrauch nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 TKG mdglicherweise entfal-
len. Da sich hier bereits Uber die marktlichen Gegebenheiten ein (zwischen verschiedenen
Regionen durchaus abweichendes) wettbewerbliches Niveau der Endkundenpreise und —
Uber die Sicherstellung einer Nachbildbarkeitsmarge — auch der Vorleistungspreise einstellt,
ware die Frage nach einem Preishéhenmissbrauch regelmafig zu verneinen. Der mit dem
Nachbildbarkeitsansatz verbundenen Preissetzungsflexibilitdt wirde jedenfalls eine strikte
Preishéhenmissbrauchskontrolle, bei der sich die missbrauchliche Preishbhe nach pauschal
bundesweit ermittelten (d. h. insbesondere nicht regional und zeitlich differenzierten) Kosten
bestimmt, entgegenlaufen.

Untenstehende Abbildung 2 verdeutlicht nochmals, dass eine Modifikation der Anwendung
des § 28 Abs. 1 TKG die Méglichkeit eroffnen kénnte, anders als bspw. in der jingsten Ent-
scheidung zum Uberwiegend kupferbasierten Layer-2-Bitstrom, allein die Nachbildbarkeit
sicherzustellen, ohne zugleich eine Einhaltung (pauschal kalkulierter) KeL (inkl. eines je nach
Marktgegebenheiten zu bestimmenden Erheblichkeitszuschlags) zu fordern. *’

2 Das vorliegende Konsultationsdokument befasst sich in erster Linie mit Ansatzen der Zugangs- und Entgeltre-
gulierung auf der Vorleistungsebene. Hinsichtlich der an dieser Stelle angeregten modifizierten Anwendung der
Prifung des § 28 TKG, dem im Bereich der Endkundenmarktregulierung ebenfalls eine hohe Bedeutung zu-
kommt, ist sicherzustellen, dass eine konsistente Anwendung auf Vorleistungs- und Endkundenebene erfolgt.

! Hier zeigt sich, dass die in diesem Konsultationsdokument erérterte Flexibilisierung der Entgeltregulierung
weniger mit der Frage zu tun hat, ob die Mal3stédbe des § 28 oder des § 31 TKG zur Anwendung kommen, als
vielmehr mit der Frage, auf welche Weise die Missbrauchsmafstébe des § 28 TKG sachgerecht bzw. hinreichend
flexibel angewendet werden kénnen. Denn wahrend § 28 TKG sich unter bestimmten Voraussetzungen als Mdg-
lichkeit erweisen kann, eine allenfalls geringfiigige Uberschreitung (gemittelter bzw. undifferenzierter) KeL sicher-
zustellen, ist nun insbesondere zu prifen, inwieweit eine modifizierte Anwendung der § 28-Malstabe eine weiter-
gehende zielfiihrende Flexibilisierung der Entgeltregulierung ermdglichen konnte. Insofern zielen die hier adres-
sierten Fragestellungen nicht auf den Unterschied zwischen Ex-ante- und Ex-post-Regulierung ab, sondern ge-
hen dariber hinaus, weil es in dem skizzierten Kontext gerade auf die zusatzlichen Optionen im Rahmen der Ex-
post-Maf3stdbe ankommen durfte.

Neben der Ebene der Mafstabe gibt es eine weitere Unterscheidung zwischen Ex-ante- und Ex-post-
Regulierung, die sich unmittelbar aus der Wortbedeutung ableitet. So kommt die Ex-ante-Genehmigung vor dem
Inkrafttreten von Entgelten zur Anwendung, die Ex-post-Kontrolle — unabhangig von einer ggf. vorzunehmenden
Offenkundigkeitsprufung — erst nach der Einfiihrung von Entgelten im Markt. Wahrend hierin gerade bei Endkun-
denentgelten eine wesentliche materielle Differenzierung zum Tragen kommt, ist dies bei Entgelten fiir Zugangs-
leistungen nicht so eindeutig, weil streitige Entgelte typischerweise ohnehin einer regulatorischen Uberpriifung
unterzogen werden, deren Ergebnis im Zweifel auch riickwirkend Geltung erlangt. Vor diesem Hintergrund be-
steht mitunter bei allen Marktakteuren ein gemeinsames Interesse an einer rechtzeitigen Klarung etwaiger Ausei-
nandersetzungen Uber die anzuwendende Entgelthdhe. Zusatzliche Freiheitsgrade bei der Setzung der Vorleis-
tungspreise werden insoweit von den Marktakteuren haufig als weniger erheblich wahrgenommen. Auch deshalb
wird die Frage der zeitlichen Dimension in diesem Konsultationsdokument bewusst ausgeblendet, zumal die hier
gefiihrte Diskussion um Fragen der Anwendung der Missbrauchsmafistabe losgeldst davon erfolgen kann, ob
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Abbildung 2: Kontextspezifische Modifikation der Priifung auf Preishohenmissbrauch im Zusammenhang
mit dem Nachbildbarkeitsansatz gegeniiber der Anwendungspraxis beim liberwiegend kupferbasierten
Layer-2-Bitstrom.

KelL Nachbildbarkeit
E
T modifiziert
§ 31 § 28 Priifun
. g auf
Entgeltgenehmigung Preishohenmissbrauch
nach KelL

* Anwendungspraxis beim Gberwiegend kupferbasierten Layer-2-Bitstrom

Im Falle nicht-wettbewerblicher Endkundenpreise wirde allerdings — wie bereits oben ange-
sprochen — der Prifung des § 28 Abs. 1 Nr. 1 TKG mit Blick auf die Verhinderung eines
Preishéhenmissbrauchs wiederum eine gréfRere Bedeutung zukommen kdnnen. Da nicht
bereits Uber den Wettbewerb auf Endkundenebene ausreichend sichergestellt werden kann,
dass das Preisniveau auf Endkunden- und Vorleistungsebene nicht missbrauchlich hoch ist,
ware hier weiterhin eine zusatzliche Kontrolle unerlasslich. Allerdings ware darauf zu achten,
dass die Prifung mit Blick auf die bislang sehr enge Orientierung an den bundesweiten KeL
mit der Kalkulation eines konstanten Amortisationsbeitrags und standardisierter Risikobe-
trachtung in dem an dieser Stelle adressierten Kontext FttH/B-basierter Vorleistungsprodukte
ggf. differenzierter auszugestalten ware.

Die Malistabe des § 28 TKG beinhalten gem. § 28 Abs. 1 Nr. 2 TKG des Weiteren eine Pru-
fung, ob das marktbeherrschende Unternehmen Entgelte fordert, die die Wettbewerbsmog-
lichkeiten anderer Unternehmen auf einem Telekommunikationsmarkt auf erhebliche Weise
beeintrachtigen. Ein in diesem Sinne missbrauchliches Verhalten liegt allerdings nicht vor,
wenn fur diese Verhaltensweise eine sachliche Rechtfertigung nachgewiesen werden kann.
Ein Missbrauch gemal dieser Vorschrift wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 TKG insbesondere dann
vermutet, wenn das Entgelt der betreffenden Leistung deren langfristige zusatzliche Kosten
einschliefl3lich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals nicht deckt (Preis-
dumping). Ein Dumping ware also grundsatzlich dann anzunehmen, wenn die Vorleistungs-
entgelte die zur Bereitstellung des entsprechenden Dienstes angefallenen Zusatzkosten un-
terschreiten. Die beim Nachbildbarkeitsansatz eingerdumte Preisflexibilitdt konnte es den
ausbauenden Unternehmen grundsatzlich erméglichen, die Endkundenentgelte auf ein Ni-
veau abzusenken, das die Marktdurchdringung in der Phase der Produkteinfihrung erleich-

diese MaRstabe letztlich mit einer Ex-ante-Genehmigungspflicht, einer Anzeigepflicht oder einer blo3en nachtrag-
lichen Uberpriifung verknipft werden.

Schliefilich ist darauf hinzuweisen, dass die Unterscheidung von Ex-ante- und Ex-post-Regulierung im europai-
schen Kontext nochmal eine andere Differenzierung impliziert. So werden in der EU-Diktion alle MaRnahmen der
sektorspezifischen Regulierung als ,ex-ante” bezeichnet, weil die jeweiligen Verpflichtungen im Vorhinein im
Rahmen der Regulierungsverfligungen auferlegt werden, wahrend mit Ex-post-Regulierung die Anwendung des
Wettbewerbsrechts gemeint ist.



30

tert. Die mit der Nachbildbarkeitspriifung verbundene Pflicht zur Einhaltung einer ausrei-
chenden Marge zwischen Endkunden- und Vorleistungsentgelten wirde in der Folge zumin-
dest Ubergangsweise bewirken, dass auch die Vorleistungsentgelte auf ein Niveau sinken
kénnten, das — unter der Annahme konstanter Periodenkosten — unter den langfristigen zu-
satzlichen Kosten liegt.

Insofern zeigt sich, dass die differenzierte Dumpingprifung, die einer dynamischen Amortisa-
tion der Netzkosten entsprechend der zu erwartenden steigenden Zahlungsbereitschaften im
Zeitverlauf Rechnung tragt, hier mehr Spielrdume gewahren wirde. Da das Konzept der
Nachbildbarkeit gerade darauf abzielt, regionale Kostenunterschiede und nur allmahlich an-
steigende Zahlungsbereitschaften zu bericksichtigen, ware fir eine Einschatzung, ob ein
Dumping im Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 1 TKG vorliegt, dementsprechend eine langerfristige
und regional differenzierte Betrachtung vorzunehmen. Insbesondere ware nachzuvollziehen,
ob die durch das Unternehmen auf Basis der fir die jeweilige Region prognostizierten Ent-
wicklungen von Nachfrage und Zahlungsbereitschaften unterstellten Periodenkosten Uber
den gesamten Amortisationsverlauf hinweg zur Kostendeckung flihren. Denn erst, wenn dies
absehbar nicht der Fall ware, sollte hier von einer Dumpingpraxis ausgegangen werden.
Demnach sollten Preisstrategien zur Marktdurchdringung, solange auch Vorleistungsnach-
frager hiervon profitieren, nur unter den skizzierten restriktiven Annahmen als missbrauchlich
charakterisiert werden.

Die im Rahmen der § 28-Prifung erfolgenden Preis-Kosten-Scheren-Tests (PKS-Tests) ste-
hen konzeptionell im Fokus des Nachbildbarkeitsansatzes; insofern wird das Auftreten einer
PKS regelmaRig tber die Uberpriifung der Einhaltung der durch den Regulierer festgelegten
Marge vermieden. Die bislang bereits flr Uberwiegend kupferbasierte Produkte durchzufiih-
renden Kosten-Kosten-Scheren-Tests (KKS-Test) bleiben im Kontext des FttH/B-Ausbaus
methodisch grundsatzlich unberthrt. KKS-Tests stellen insbesondere sicher, dass sich die
Wertschdpfungsdifferenz zwischen verschiedenen Vorleistungen angemessen in den Diffe-
renzen der entsprechenden Vorleistungspreise widerspiegelt. Sie leisten somit einen wesent-
lichen Beitrag dazu, Konsistenz zwischen den Entgelten von auf unterschiedlichen Wert-
schopfungsstufen angesiedelten Vorleistungsprodukten zu gewahrleisten und mithin die Be-
nachteiligung effizienter Geschaftsmodelle zu vermeiden.
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Abbildung 3: Missbrauchsaufsicht der Entgelte nach § 28 TKG und Anpassungsbedarf mit Blick auf
denkbare Anwendung des Nachbildbarkeitsansatzes bei FttH/B-basierten Vorleistungsprodukten.

Missbriuchlichkeit der Entgelte des Denkbarer Anpassungsbedarf bei der

SMP-Unternehmens nach § 28, wenn... Anwendung mit Blick auf FttH/B ggii. der
bisherigen Praxis bei kupferbasierten

Zugangsprodukten
Preishohenmissbrauch Hinreichende Endkundenpreisdampfung:
(§ 28 Abs. 1 Nr. 1) Keine Anwendung

keine hinreichende Endkundenpreisdampfung:
Starkere Differenzierung der Preishdhen-
missbrauchskontrolle (zeitlich, regional)

Beeintrachtigung anderer TK-
Unternehmen (§ 28 Abs. 1 Nr. 2), wenn...

= Dumping grundsatzlich unverandert, ggf. Differenzierung
E:: (zeitlich, regional)
= Preis-Kosten-Scheren [::> grundsatzlich unverandert
Durchfuhrung innerhalb einer Technologie,
" Kosten-Kosten-Scheren |:.|> nicht zwischen den Infrastrukturen (FTTH/B vs.

iiberwiegend kupferbasiert)
* Ungerechtfertige Blndelung [::;» unverandert

Diskriminierung einzelner Nachfrager
(§ 28 Abs. 1 Nr. 3)

In der Vergangenheit haben die KKS-Tests einen wesentlichen Beitrag dazu geleistet, das
Preisgefiige bei (Uberwiegend) kupferbasierten Vorleistungsprodukten an dem etablierten
KeL-Ansatz auszurichten. Zentrales Charakteristikum des Nachbildbarkeitsansatzes ist die
zusatzliche Preissetzungsflexibilitat der Unternehmen. Um diese intendierte Flexibilitat nicht
einzublfen, ware hinsichtlich der KKS-Tests eine Verzahnung von KelL- und nachbildbar-
keitsorientierten Vorleistungsprodukten zu vermeiden. Wie Abbildung 4 (links und Mitte) dar-
stellt, kann eine Flexibilisierung der Preissetzung bei gleichzeitiger Wahrung der Konsistenz
zwischen Entgelten von auf unterschiedlichen Wertschépfungsstufen angesiedelten Vorleis-
tungsprodukten zwar gewahrleistet werden, solange die Durchflihrung von KKS-Tests inner-
halb der gleichen Technologie (Uberwiegend kupferbasiert einerseits und FttH/B anderer-
seits) erfolgt. Eine VerknUpfung beider Infrastrukturarten wirde den Grundgedanken des
Nachbildbarkeitsansatzes insofern jedoch konterkarieren (Abbildung 4, rechts).
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Abbildung 4: KKS-Systematik bei KeL- und Nachbildbarkeits-Orientierung

KelL-Regulierung bereits eines  Machbildbarkeits-Orientierung  Durchfiihrung von KKS-Tests

kupferbasierten Produktes aller glasfaserbasierten zwischen glasfaser- und
sorgt Uber KKS-Tests dafir, Vorleistungen sorgt auch in kupferbasierten Produkten
dass Kel fiir alle Kombination mit KKS-Tests fir  wirde aufgrund strikter Kel-
kupferbasierten Vorleistungen Preizssetzungsflexibilitat mit Regulierung der Kupfer-
annahernd erreicht wird und Blick auf das gesamte entgelte zu Verlust der
Preissetzungsflexibilitat Preisniveau, welches sich Uber Preissetzungsflexibilitat fir
weitgehend verloren geht die gesamte Wertschopfungs- glasfaserbasierte
kelle widerspiegelt Vorleistungen fithren

FttH/B-Bitstrom
FttH/B-Bitstrom

FttH/B-TA

Kel-reguliert Kel-reguliert

Auch die EU-rechtlichen Bestimmungen sehen vor, unter bestimmten Umstanden von einer
kostenorientierten Entgeltgenehmigung zugunsten einer nachbildbarkeitsorientierten Entgelt-
kontrolle abzuweichen. Die Nichtdiskriminierungs- und Kostenrechnungsmethoden-
Empfehlung stellt den wirtschaftlichen Replizierbarkeitstest als Alternative zur Entgeltregulie-
rung dar, der dann angewendet werden soll, wenn durch einen ,Kupferanker” oder alternati-
ve Infrastrukturen eine hinreichende Preisdampfung auf Endkundenebene erzeugt wird. Der
jingste Richtlinienvorschlag der EU-Kommission zur Uberarbeitung des TK-Rechtsrahmens
greift die Gedanken der vorgenannten Empfehlung im Wesentlichen auf, mit der Intention,
diese in starker bindendes Recht umzusetzen. Allerdings ist unklar, wann nach der Empfeh-
lung und dem Richtlinienvorschlag von einer ,demonstrable retail price constraint‘?* auszu-

gehen ist.

5.2.3 Kompatibilitdt der Beschrdnkung auf reine Transparenzverpflichtung mit dem
Rechtsrahmen

Wie in Kapitel 3 erlautert, erscheint auch ein Verzicht auf Entgeltregulierung durch Be-
schrankung auf eine reine Transparenzverpflichtung im geltenden Rechtsrahmen prinzipiell
mdglich. So liegt es im Regulierungsermessen der Beschlusskammer, welche der im Mal-
nahmenkatalog enthaltenen Abhilfemalnahmen im Rahmen einer Regulierungsverfiigung
auferlegt werden. Insbesondere ware in der Abwagung zu zeigen, dass in dem Markt, in dem
das marktbeherrschende Unternehmen tatig ist, die bestehenden Wettbewerbsprobleme

22 |n den deutschen Ubersetzungen ist an diesen Stellen wahlweise von nachweislicher Dédmpfung der Endkun-
denpreise (Art. 48 der Empfehlung), nachweisbarem Wettbewerbsdruck auf den Endkundenpreis (Art. 49 der
Empfehlung) bzw. nachweisbarem (Preis)druck auf den Endkundenpreis (Art. 72 des Richtlinienvorschlags, Er-
wagungsgrund 178 des Richtlinienvorschlags) die Rede.
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(allein) mit Auferlegung einer Transparenzverpflichtung aufzulésen sind. Allerdings durfte es
sich hierbei in der Regel um eine schwer zu erfullende Anforderung handeln. Denn wird in
der einer Regulierungsverfigung vorangestellten Marktanalyse die Regulierungsbedurftigkeit
eines Marktes befunden, so bestehen dort hohe Marktzutrittsschranken, es kann allenfalls
eine geringe Tendenz zu effektivem Wettbewerb festgestellt werden und das Wettbewerbs-
recht reicht nicht aus, um den Problemen der Marktmacht Abhilfe zu schaffen. Es ist zumin-
dest fraglich, ob bei einem solchen Marktversagen eine Verpflichtung des marktmachtigen
Unternehmens zur transparenten Informationsbereitstellung ausreichend sein kann, um Ab-
hilfe zu schaffen.

Fragen

4. Unter welchen Voraussetzungen ware ein Absehen von einer KelL-orientierten
Entgeltregulierung — zugunsten z. B. des Nachbildbarkeitsansatzes — zielfiihrend?

a.

Welche Erwartungen haben Sie Uber den Grad des Preisdrucks - ausgehend von
alternativen Infrastrukturen und/oder alternativen KeL-orientiert regulierten Vorleis-
tungsprodukten - in kurz-, mittel- und langerfristiger Perspektive?

Welche Bedeutung ist dabei im Zeitverlauf der Substitutionalitat (iberwiegend) kup-
ferbasierter und glasfaserbasierter Vorleistungsprodukte beizumessen?

Ist daruber hinaus mittel- bis langerfristig zu erwarten, dass von Mobilfunkangebo-
ten (5G) ein spurbarer Preisdruck auf FttH/B-basierte Endkundenangebote aus-
geht?

Welcher Grad des Preisdrucks — ausgehend von alternativen Infrastrukturen
und/oder alternativen KelL-orientiert regulierten Vorleistungsprodukten — ist als aus-
reichend fur einen Verzicht auf KeL-orientierte Entgelte fur FttH/B-basierte Zu-
gangsprodukte anzusehen? Welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang der
Fortbestand des Kupfernetzes?

Wie lasst sich das Ausmal dieses Preisdrucks bzw. dieser Preisdampfung im Sin-
ne der Nichtdiskriminierungs- und Kostenrechnungsmethoden-Empfehlung (bzw.
kiinftig gemaf den Kodex-Vorschlagen) "nachweisen"?

Sollten bei Vorliegen regional unterschiedlicher Wettbewerbssituationen und dem-
entsprechend auch verschieden starkem Preisdrucks regional differenzierte entgelt-
regulatorische Konzepte bzw. Mal3stdbe zur Anwendung kommen?

Unter welchen Annahmen erscheint es erforderlich bzw. zielfiihrend, den Nachbild-
barkeitsansatz um eine (ggf. regional differenzierte) Preishdhenmissbrauchskon-
trolle zu erganzen?
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5. Welche Anpassungserfordernisse wiirde die Anwendung eines nachbildbarkeits-
orientierten Ansatzes mit Blick auf die Anwendung der PriifmaRBstabe des § 28
TKG mit sich bringen?

a. Falls die Anwendung des Nachbildbarkeitsansatzes mit Blick auf FttH/B-basierte Vor-
leistungsprodukte grundsatzlich als angemessen angesehen werden sollte, wie ware
dann eine erganzende Preishdhenmissbrauchskontrolle methodisch zielfihrend aus-
zugestalten? Welche Vorteile hatte in diesem Fall - etwa im Hinblick auf eine konsis-
tente Gesamtkonzeption - eine sektorspezifische Preishohenmissbrauchskontrolle ge-
genuber einer wettbewerbsrechtlichen Prufung?

b. Besteht in dem hier unterstellten Kontext Anpassungsbedarf hinsichtlich der Anwen-
dung von Kosten-Kosten-Scheren-Tests? Teilen Sie die oben dargelegten Argumente
flr separate KKS-Tests fir (Uberwiegend) kupferbasierte Vorleistungsprodukte einer-
seits und FttH/B-basierte Produkte andererseits?

Vor dem Hintergrund dessen, dass in dem hier (als eine Méglichkeit) angedachten
Szenario der Nachbildbarkeits- bzw. Preis-Kosten-Scheren-Priifung eine noch deut-
lich groBere Bedeutung zur Gewahrleistung des Wettbewerbs zukdame als bisher,
stellt sich die Frage nach der Methodik von PKS-Tests unter veranderten Vorzeichen.
Zu allen hiermit in Verbindung stehenden Details ist eine gesonderte Anhérung zu
einem spateren Zeitpunkt vorgesehen. Gleichwohl sollen nachfolgend bereits einige
zentrale konzeptionelle Aspekte adressiert werden, um bereits zu diesem frithen Zeit-
punkt eine erste Gelegenheit zur Stellungnahme hierzu zu geben. Die eingehenden
Stellungnahmen kdnnen als Grundlage dienen fiir weitere Uberlegungen zur konkre-
ten Ausgestaltung der Margenbestimmung, mit der eine gesonderte vertiefte Befas-
sung im Nachgang zu diesem Konsultationsprozess erfolgen soll.

C. Welche Annahmen waren bei der Kostenermittlung im Hinblick auf die erforderliche
Marge in Bezug auf den Effizienzmalistab zu treffen? Ist im Sinne der Nichtdiskrimi-
nierungs- und Kostenmethodik-Empfehlung der EU-Kommission die Kostensituation
des marktbeherrschenden Unternehmens mafgeblich (EEO-Test) oder blo3 Aus-
gangspunkt fur die Margenbestimmung? Unter welchen Bedingungen und in welchem
Ausmall ware es angemessen, die spezifische Kostensituation von effizienten Wett-
bewerbsunternehmen zu berlcksichtigen ("adjusted EEQ")?

d.  Anhand welcher Kriterien sollten die fir eine Nachbildbarkeitsprifung relevanten End-
kundenprodukte ausgewahlt werden? Sollte grundséatzlich eine Einzelproduktbetrach-
tung vorgenommen oder auf eine Kombination von Tarifen abgestellt werden, sofern
diese von effizienten Wettbewerbern ebenfalls angeboten werden (kdnnen)? Welcher
Umgang ist mit Blick auf die Ermittlung und Einhaltung einer angemessenen Marge flr
regional beschrankte und zeitlich befristete Aktionsangebote zu wahlen? Wie lielRe
sich die angemessene Marge bei wachsender Komplexitat der Endkundenprodukte
durch Produktbundelungen ableiten? Wie ist kalkulatorisch etwa mit TV- und Pay-TV-
Angeboten umzugehen?
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Anhand welcher Kriterien sollten die mit den zugrunde gelegten Endkundenprodukten
korrespondierenden Vorleistungsprodukte festgelegt werden?

Wie konnte bei Risikoteilungsmodellen (vgl. Kapitel 3.2.1) bei der Bestimmung der
ausreichenden Marge zwischen Endkunden- und Vorleistungsentgelt das Ausmal der
individuellen Risikobeteiligung der Vorleistungsnachfrager angemessen Berticksichti-
gung finden?

Wie differenziert sollte bei der Auswahl der relevanten Endkunden- und Vorleistungs-
produkte eine regionale Betrachtung erfolgen?
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6 Schlussbemerkungen

Die vorliegenden Ausfiihrungen haben gezeigt, dass der Telekommunikationsmarkt vor tief-
greifenden Herausforderungen steht — und mit ihm auch die Regulierung. Denn die offen-
kundig bestehenden Unsicherheiten im Hinblick auf den flachendeckenden Ausbau von
Glasfaseranschlussnetzen machen es erforderlich, die fortdauernde Geeignetheit der bei
bereits existierenden Netzen erfolgreich angewendeten Mechanismen auf den Prifstand zu
stellen. Dabei muss es das gemeinsame Ziel sein, den regulatorischen Ordnungsrahmen fit
zu machen fur die kunftigen Anforderungen; d. h. ihn dort, wo nétig, zu flexibilisieren und den
neuen Gegebenheiten anzupassen.

Ohne etwaige Ergebnisse des Konsultationsprozesses vorwegzunehmen, zeichnet sich im
Grundsatz bereits ab, dass die zweifelsohne wachsende Komplexitat der Wettbewerbsbe-
dingungen und die damit einhergehenden Unwagbarkeiten es ratsam erscheinen lassen,
mehr Markt zu wagen und die Regulierung auf ihre wettbewerbssichernde Funktion zu fo-
kussieren. Insbesondere sollen ausreichende Anreize fur wirtschaftlich tragfahige Investitio-
nen gesetzt werden. Hierzu kénnte in Betracht gezogen werden, das Endkundenpreisniveau
zur Bestimmung der Vorleistungsentgelte heranzuziehen. In diesem Sinne ist im Rahmen
der Anhérung die Frage zu diskutieren, ob eine starkere Betonung des Nachbildbarkeitsan-
satzes bei FttH/B-basierten Vorleistungsprodukten mdglicherweise als "vermittelnde Lésung"
zwischen der strikten KeL-Orientierung einerseits und den Forderungen nach einem voll-
standigen Regulierungsverzicht fir neue umfassende Glasfaserinvestitionen andererseits
angesehen werden kann. Diesbezliglich ist zu eruieren, ob es durch die Weiterentwicklung
der bereits bewahrten Margenprifungen gelingen kénnte, zum einen durch methodische
Kontinuitat ein Hochstmald an Verlasslichkeit hinsichtlich der Gewahrleistung chancenglei-
chen Wettbewerbs zu schaffen, zum anderen durch zusatzliche Freiheitsgrade ein Maximum
an effizienten Anreizen fur investierende Unternehmen zu setzen.

Ziel dieses Konsultationsprozesses ist es, die Ausgestaltungsmadglichkeiten eines Systems
auszuloten, das deutlich mehr ,atmet” — in zeitlicher Hinsicht (dynamische Nachfrageentwick-
lung) und in rdumlicher Hinsicht (regionale Kostenunterschiede) sowie zur marktkonformen
Abbildung spezifischer Risiken (Take-up, Wettbewerbssituation). Denn ein flexibler und
marktnaher Ansatz dirfte dazu beitragen, auch perspektivisch stabile regulatorische Rah-
menbedingungen und mithin ein attraktives Investitionsklima fir alle ausbauenden Unter-
nehmen zu gewahrleisten.



	1 Vorbemerkungen
	2 Anforderungen an die Vorleistungsregulierung
	2.1 Ziele der Telekommunikationsregulierung
	2.2 Herausforderungen für die Vorleistungsregulierung im Hinblick auf den Glasfaseranschlussnetzausbau
	2.2.1 Als-ob-Wettbewerbspreise und Anreize für effiziente Investitionen
	2.2.2 Kosten und nachfrageseitige Unsicherheiten des Netzausbaus
	2.2.3 Regionale Aspekte


	3 Überblick über Ansätze der Vorleistungsregulierung
	3.1 Grundlegende konzeptionelle Alternativen
	3.1.1 Kostenorientierte Entgeltregulierung
	3.1.2 Nachbildbarkeitsansatz
	3.1.3 Beschränkung auf Transparenzverpflichtungen

	3.2 Ausgewählte Aspekte bei speziell ausgestalteten Geschäftsmodellen
	3.2.1 Risikoteilungsmodelle
	3.2.2 Wholesale-only


	4 Wirkungsweise sowie Vor- und Nachteile der verschiedenen Alternativen im Kontext des Glasfaseranschlussnetzausbaus
	4.1 Erst sukzessive ansteigende Nachfrage und Zahlungsbereitschaft
	4.2 Spezifische Risiken
	4.3 Regionale Ausbaukosten

	5 Voraussetzungen der Anwendbarkeit der Regulierungsansätze
	5.1 Anwendungsvoraussetzungen verschiedener Vorleistungsregulierungsansätze
	5.1.1 Kostenorientierte Entgeltregulierung
	5.1.2 Reiner Nachbildbarkeitsansatz
	5.1.3 Nachbildbarkeitsansatz mit ergänzender differenzierter Preishöhenmissbrauchskontrolle

	5.2 Kompatibilität der konzeptionellen Alternativen mit dem bestehenden nationalen und europäischen Rechtsrahmen
	5.2.1 Kompatibilität der KeL-Orientierung mit dem Rechtsrahmen
	5.2.2 Kompatibilität des Nachbildbarkeitsansatzes mit dem Rechtsrahmen
	5.2.3 Kompatibilität der Beschränkung auf reine Transparenzverpflichtung mit dem Rechtsrahmen


	6 Schlussbemerkungen
	Leere Seite


<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /All

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Warning

  /CompatibilityLevel 1.5

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages false

  /CreateJobTicket false

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /DetectCurves 0.1000

  /ColorConversionStrategy /sRGB

  /DoThumbnails true

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedOpenType false

  /ParseICCProfilesInComments true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams false

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments true

  /ParseDSCCommentsForDocInfo false

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveDICMYKValues true

  /PreserveEPSInfo false

  /PreserveFlatness false

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments false

  /PreserveOverprintSettings true

  /StartPage 1

  /SubsetFonts true

  /TransferFunctionInfo /Apply

  /UCRandBGInfo /Remove

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /CropColorImages false

  /ColorImageMinResolution 100

  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 100

  /ColorImageDepth -1

  /ColorImageMinDownsampleDepth 1

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterColorImages true

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 1.30

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 1.30

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 10

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 10

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /CropGrayImages false

  /GrayImageMinResolution 150

  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 150

  /GrayImageDepth -1

  /GrayImageMinDownsampleDepth 2

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterGrayImages true

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 1.30

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 1.30

    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 10

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 10

  >>

  /AntiAliasMonoImages false

  /CropMonoImages false

  /MonoImageMinResolution 300

  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 300

  /MonoImageDepth -1

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects true

  /CheckCompliance [

    /None

  ]

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile (None)

  /PDFXOutputConditionIdentifier ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName ()

  /PDFXTrapped /False



  /CreateJDFFile false

  /Description <<

    /DEU <>

  >>

  /Namespace [

    (Adobe)

    (Common)

    (1.0)

  ]

  /OtherNamespaces [

    <<

      /AsReaderSpreads false

      /CropImagesToFrames true

      /ErrorControl /WarnAndContinue

      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false

      /IncludeGuidesGrids false

      /IncludeNonPrinting false

      /IncludeSlug false

      /Namespace [

        (Adobe)

        (InDesign)

        (4.0)

      ]

      /OmitPlacedBitmaps false

      /OmitPlacedEPS false

      /OmitPlacedPDF false

      /SimulateOverprint /Legacy

    >>

    <<

      /AddBleedMarks false

      /AddColorBars false

      /AddCropMarks false

      /AddPageInfo false

      /AddRegMarks false

      /BleedOffset [

        0

        0

        0

        0

      ]

      /ConvertColors /ConvertToRGB

      /DestinationProfileName (sRGB IEC61966-2.1)

      /DestinationProfileSelector /UseName

      /Downsample16BitImages true

      /FlattenerPreset <<

        /PresetSelector /MediumResolution

      >>

      /FormElements false

      /GenerateStructure true

      /IncludeBookmarks true

      /IncludeHyperlinks true

      /IncludeInteractive false

      /IncludeLayers false

      /IncludeProfiles true

      /MarksOffset 6

      /MarksWeight 0.250000

      /MultimediaHandling /UseObjectSettings

      /Namespace [

        (Adobe)

        (CreativeSuite)

        (2.0)

      ]

      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA

      /PageMarksFile /RomanDefault

      /PreserveEditing false

      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile

      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile

      /UseDocumentBleed false

    >>

    <<

      /AllowImageBreaks true

      /AllowTableBreaks true

      /ExpandPage false

      /HonorBaseURL true

      /HonorRolloverEffect false

      /IgnoreHTMLPageBreaks false

      /IncludeHeaderFooter false

      /MarginOffset [

        0

        0

        0

        0

      ]

      /MetadataAuthor ()

      /MetadataKeywords ()

      /MetadataSubject ()

      /MetadataTitle ()

      /MetricPageSize [

        0

        0

      ]

      /MetricUnit /inch

      /MobileCompatible 0

      /Namespace [

        (Adobe)

        (GoLive)

        (8.0)

      ]

      /OpenZoomToHTMLFontSize false

      /PageOrientation /Portrait

      /RemoveBackground false

      /ShrinkContent true

      /TreatColorsAs /MainMonitorColors

      /UseEmbeddedProfiles false

      /UseHTMLTitleAsMetadata true

    >>

  ]

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [600 600]

  /PageSize [612.000 792.000]

>> setpagedevice



